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Bekanntmachung 
 
Einladung zur Sitzung der Gemeindevertretung 
der Gemeinde Cölbe 
am Donnerstag, den 20.07.2023 um 19:30 Uhr  
im großen Saal des Bürgerhauses Schönstadt, Am Bürgerhaus 7, 35091 Cölbe 
 
Die Sitzung ist öffentlich.  
 
Tagesordnung 
 
1. Eröffnung und Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit, der form- und fristgerechten 

Ladung und der Tagesordnung, Einwendungen gegen die Niederschrift über die letzte Sit-
zung vom 23.05.2023 
 

2. Neuwahl der bzw. des Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
XII-2023-0519 
 

3. Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung einer bzw. eines ehrenamtlichen 
Beigeordneten 
 

4. Beantwortung von Anfragen gemäß § 15 GO 
 

5. Berichte 
 

5.1 Berichte des Gemeindevorstandes 
 

5.2 Weitere Berichte 
 

6. Neufassung der Geschäftsordnung für die Ortsbeiräte in der Gemeinde Cölbe 
XII-2023-0521 
(Hinweis: vorab verwiesen an HFW) 
 

7. Interkommunale Zusammenarbeit im Kompetenzcenter Kommunal Digital Verstetigung, 
Bündelung und Erweiterung der erfolgreichen IKZ-Projekte in den Bereichen der Digitalisie-
rung, Cybersicherheit, Geodateninfrastruktur sowie OZG-Umsetzung 
XII-2023-0522 
(Hinweis: vorab verwiesen an HFW) 
 

8. Umbau und Teilneubau des Feuerwehrgerätehauses Schönstadt am derzeitigen Standort 
XII-2023-0536 
(Hinweis: vorab verwiesen an KIMN und HFW) 
 

9. Aufsuchende Energieberatung 
(Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen) 
XII-2023-0535 
(Hinweis: vorab verwiesen an KIMN und HFW) 
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10. Umstellung auf LED-Straßenbeleuchtung 
(Antrag der CDU-Fraktion) 
XII-2023-0537 
(Hinweis: vorab verwiesen an KIMN und HFW) 
 

11. Gemeinwohlbericht und -bilanz für die Gemeinde Cölbe 
(Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen) 
XII-2023-0458 
(Hinweis: zurückverwiesen an SISK und HFW) 
 

 
 
Mit freundlichen Grüßen  
gez. Dr. Dominikus Herzberg 
Stellv. Vorsitzender der Gemeindevertretung 
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Öffentliche Niederschrift über die Sitzung der Gemeindevertretung  

am 20.07.2023 
 
Sitzungsnummer: GVE/XII/2023/19 
Sitzungsbeginn: 19:32 Uhr  
Sitzungsende: 21:37 Uhr 
Sitzungsort: Bürgerhaus Schönstadt, Am Bürgerhaus 7, 35091 Cölbe 
 
 
Anwesend:  
 
Mitglieder 
Frau Hildegard Otto SPD Vors. d. Gemeindevertretung (ab 19:44 U.) 

 

Frau Marion Hentrich CDU Stellv. Vors. der Gemeindevertretung 
Herr Dr. Dominikus Herzberg B90 / Grüne Stellv. Vors. der Gemeindevertretung 

 

Frau Antje Burgard B90 / Grüne Gemeindevertreterin 
Herr Jörg Drescher CDU Gemeindevertreter 
Herr Andre Dziehel CDU Gemeindevertreter 
Herr Ernst Fehler SPD Gemeindevertreter 
Herr Carsten Freichel BL Gemeindevertreter 
Frau Britta Gnau B90 / Grüne Gemeindevertreterin 
Herr Uwe Helfert SPD Gemeindevertreter 
Frau Ute Hoppe B90 / Grüne Gemeindevertreterin 
Herr Manfred Krüger SPD Gemeindevertreter 
Herr Joachim Lembke SPD Gemeindevertreter 
Frau Jessica Lenz B90 / Grüne Gemeindevertreterin 
Frau Heike Nebel SPD Gemeindevertreterin 
Herr Heinrich Palz B90 / Grüne Gemeindevertreter 
Frau Miriam Peter CDU Gemeindevertreterin 
Frau Agnieszka Sauerwald BL Gemeindevertreterin 
Herr Eckhard Scharf BL Gemeindevertreter 
Herr Christian Schwarz CDU Gemeindevertreter 
Herr Sebastian Sieh CDU Gemeindevertreter 
Herr Michael Timme B90 / Grüne Gemeindevertreter 
Herr Alexander Vaupel BL Gemeindevertreter 
Frau Doris Woldag BL Gemeindevertreterin 
Herr Robert Zwick SPD Gemeindevertreter 
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(Anwesenheitsliste entfernt) 
Herr Dr. Jens Ried  Bürgermeister 

 

Herr Jörg Block B90 / Grüne Erster Beigeordneter 
 

Herr Heinrich Friedrich  Beigeordneter 
Frau Dr. Stephanie Grebestein  Beigeordnete 
Herr Peter Jacobs  Beigeordneter 
Herr Horst Klostermann  Beigeordneter 
Frau Irmtraud Zschech BL Beigeordnete 

 

Herr Heinz-Martin Lieser  Schriftführer 
 

Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 

1. Eröffnung und Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit, der form- und fristgerechten 
Ladung und der Tagesordnung, Einwendungen gegen die Niederschrift über die letzte Sit-
zung vom 23.05.2023 

2. Neuwahl der bzw. des Vorsitzenden der Gemeindevertretung 

 XII-2023-0519 

3. Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung einer bzw. eines ehrenamtlichen 
Beigeordneten 

4. Beantwortung von Anfragen gemäß § 15 GO 

5. Berichte 

5.1. Bericht des Gemeindevorstandes 

5.2. Weitere Berichte 

5.2.1 Aktueller Stand der Projektes "Mobile Löschwasserversorgung" 
 XII-2023-0541 

5.2.2 Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges 2023 zum Stichtag 10.07.2023 
 XII-2023-0542 

5.2.3 Verteilung der Ehrenamtspauschale 2023 
 XII-2023-0548 

6. Neufassung der Geschäftsordnung für die Ortsbeiräte in der Gemeinde Cölbe 

 XII-2023-0521 

  

7. Interkommunale Zusammenarbeit im Kompetenzcenter Kommunal Digital Verstetigung, 
Bündelung und Erweiterung der erfolgreichen IKZ-Projekte in den Bereichen der Digitalisie-
rung, Cybersicherheit, Geodateninfrastruktur sowie OZG-Umsetzung 

 XII-2023-0522 
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8. Umbau und Teilneubau des Feuerwehrgerätehauses Schönstadt am derzeitigen Standort. 

 XII-2023-0536 

9. Aufsuchende Energieberatung 
(Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen) 

 XII-2023-0535 

10. Umstellung auf LED-Straßenbeleuchtung 
(Antrag der CDU-Fraktion) 

 XII-2023-0537 

11. Gemeinwohlbericht und -bilanz für die Gemeinde Cölbe 
(Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen) 

 XII-2023-0458 

 
 

Sitzungsverlauf 
 

Öffentliche Sitzung 

1. Eröffnung und Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit, der form- und fristge-
rechten Ladung und der Tagesordnung, Einwendungen gegen die Niederschrift über 
die letzte Sitzung vom 23.05.2023 

 
Der stellvertretende Vorsitzende der Gemeindevertretung, Herr Dr. Dominikus Herzberg, eröffnet 
die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. Besonders begrüßt er Herrn Eckhard Scharf, der anstelle 
von Herrn Peter Ziegenspeck, der auf sein Mandat verzichtet hat, für die Fraktion der Bürgerliste in 
die Gemeindevertretung nachgerückt ist sowie Herrn Uwe Helfert, der anstelle von Herrn Helmut 
Fiedler, der ebenfalls auf sein Mandat verzichtet hat, für die SPD-Fraktion in die Gemeindevertre-
tung nachgerückt ist. 
 
Er stellt fest, dass die Gemeindevertretung nach Anzahl der erschienenen Mitglieder (zurzeit 24) be-
schlussfähig ist. 
 
Die Mitglieder der Gemeindevertretung wurden form- und fristgerecht durch Einladung vom 
30.06.2023 für Donnerstag, 20.07.2023, 19:30 Uhr unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen. 
Tag, Zeit und Ort der Sitzung sowie die Tagesordnung wurden bekannt gegeben. 
 
Hinsichtlich der Einladung zu der heutigen Sitzung liegen keine Einwände vor. 
Gegen die Niederschrift der letzten Sitzung der Gemeindevertretung am 30.05.2023 wurden keine 
Einwendungen erhoben. 
 
 

 
2. Neuwahl der bzw. des Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
 XII-2023-0519 
 
Der bisherige Vorsitzende der Gemeindevertretung, Herr Helmut Fiedler, hat in der letzten Sitzung 
der Gemeindevertretung am 23. Mai 2023 mit sofortiger Wirkung seinen Rücktritt als Vorsitzender 



 

 

Öffentliche Niederschrift der 19. Sitzung der Gemeindevertretung 4 von 11 

der Gemeindevertretung erklärt. Somit ist in der nächsten Sitzung der Gemeindevertretung eine 
Neuwahl der bzw. des Vorsitzenden der Gemeindevertretung erforderlich. 
 
Herr Dr. Herzberg beantragt geheime Wahl. Die Wahl erfolgt nach Stimmenmehrheit (§ 55 Abs. 3 
HGO). 
 
Es liegt ein Wahlvorschlag der SPD-Fraktion vor; zur Wahl wird die Gemeindevertreterin Frau Hilde-
gard Otto (SPD) vorgeschlagen. Weiter Wahlvorschläge erfolgen nicht. 
 
Es schließt sich die schriftliche und geheime Wahl an. 
 
Das Wahlergebnis wird von den beiden Wahlhelfern Dr. Jens Ried (Bürgermeister) und Heinz-Mar-
tin Lieser (Schriftführer) ermittelt. Die schriftliche Wahl führt zu folgendem Ergebnis: 
 
Beschluss: 

Die Gemeindevertretung wählt Frau Hildegard Otto zur Vorsitzenden der Gemeindevertretung. 
 
Abstimmungsergebnis 

18 Ja-Stimme(n), 1 Gegenstimme(n), 5 Stimmenthaltung(en) 
Zustimmung 
 
Frau Hildegard Otto wird somit zur Vorsitzenden der Gemeindevertretung gewählt. Sie nimmt die 
Wahl an. Herr Dr. Herzberg übergibt nun die Sitzungsleitung an die neue Vorsitzende. 
 
Herr Gemeindevertreter Heinrich Palz nimmt ab 19:46 Uhr an der Sitzung teil. 
 
Frau Otto begrüßt die Anwesenden und bedankt sich für das ihr ausgesprochene Vertrauen und 
hält eine kurze Begrüßungsrede. Sie verspricht ihr Möglichstes zu tun um allen gerecht zu werden. 
 
 
3. Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung einer bzw. eines ehrenamtli-

chen Beigeordneten 
 
Herr Beigeordneter Prof. Dr. Werner Stark hat mit Wirkung vom 30.06.2023 seinen Rücktritt als eh-
renamtlicher Beigeordneter der Gemeinde Cölbe erklärt. Aus dem gemeinsamen Wahlvorschlag der 
Fraktionen SPD und Bündnis 90 / Die Grünen (GRÜNE) rückt gemäß § 34 KWG i. V. m. § 55 Abs. 4 
HGO Herr Peter Jacobs als ehrenamtlicher Beigeordneter in den Gemeindevorstand Cölbe nach. 
 
Frau Vorsitzende Hildegard Otto führt Herrn Peter Jacobs in sein Amt ein und verpflichtet ihn durch 
Handschlag zu gewissenhafter Erfüllung seiner Aufgaben. 
 
Herr Bürgermeister Dr. Jens Ried ernennt Herrn Jacobs anschließend zum Ehrenbeamten, verliest 
die Urkunde und händigt ihm die Urkunde über die Berufung in das Amt aus (§ 46 Abs. 2 HGO). 
Danach wird vor der Vorsitzenden der Gemeindevertretung der Diensteid abgelegt. 
 

 
 
4. Beantwortung von Anfragen gemäß § 15 GO 
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Anfragen zur Beantwortung durch den Gemeindevorstand liegen nicht vor. 
 

 
 
5. Berichte 
 
5.1. Bericht des Gemeindevorstandes 
 
Herr Bürgermeister Dr. Ried informiert über den neusten Stand der Umsetzung mehrerer von der 
Gemeindevertretung gefassten Beschlüsse der laufenden Wahlperiode sowie über weitere aktuelle 
Sachstände. Der Bericht liegt im Ratsinformationssystem vor. 
 

 
 
5.2. Weitere Berichte 
 
5.2.1. Aktueller Stand der Projektes "Mobile Löschwasserversorgung" 
 XII-2023-0541 
 
Der Bericht liegt schriftlich bzw. im Ratsinformationssystem vor. Herr Bürgermeister Dr. Ried gibt 
Erläuterungen hierzu. 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
5.2.2. Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges 2023 zum Stichtag 10.07.2023 
 XII-2023-0542 
 
Der Bericht liegt schriftlich bzw. im Ratsinformationssystem vor. Herr Bürgermeister Dr. Ried gibt 
Erläuterungen hierzu. 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
5.2.3. Verteilung der Ehrenamtspauschale 2023 
 XII-2023-0548 
 
Der Bericht liegt schriftlich bzw. im Ratsinformationssystem vor. Herr Bürgermeister Dr. Ried gibt 
Erläuterungen hierzu. 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
6. Neufassung der Geschäftsordnung für die Ortsbeiräte in der Gemeinde Cölbe 
 XII-2023-0521 
 
Herr Bürgermeister Dr. Ried erläutert die Vorlage. Die letzte Erneuerung der Geschäftsordnung ist 
aus dem Jahr 1988. Alle Ortsbeiräte wurden beteiligt und angehört. Es gab keine Widersprüche und 
Einwendungen. 
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Herr Joachim Lembke berichtet aus dem Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss. Er teilt mit, 
dass der Ausschuss einstimmig der Vorlage des Gemeindevorstandes zugestimmt hat. 
 
Anschließend eröffnet Frau Otto die Aussprache. Da keine Aussprache gewünscht wird lässt Frau 
Otto über die Beschlussvorlage des Gemeindevorstandes abstimmen. 
 
Beschluss: 

Die Gemeindevertretung beschließt die Neufassung der im Entwurf vom 07.06.2023 beigefügten 
Geschäftsordnung für die Ortsbeiräte in der Gemeinde Cölbe. 
 
Abstimmungsergebnis 

25 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
Einstimmig beschlossen 
 
 
7. Interkommunale Zusammenarbeit im Kompetenzcenter Kommunal Digital Versteti-

gung, Bündelung und Erweiterung der erfolgreichen IKZ-Projekte in den Bereichen 
der Digitalisierung, Cybersicherheit, Geodateninfrastruktur sowie OZG-Umsetzung 

 XII-2023-0522 
 
Herr Bürgermeister Dr. Ried erläutert die Vorlage.  
 
Herr Joachim Lembke berichtet aus dem Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss. Er teilt mit, 
dass der Ausschuss einstimmig der Vorlage des Gemeindevorstandes zugestimmt hat. 
 
Anschließend eröffnet Frau Otto die Aussprache. Da keine Aussprache gewünscht wird lässt Frau 
Otto über die Beschlussvorlage des Gemeindevorstandes abstimmen. 
 
Beschluss: 

Der Gemeindevorstand empfiehlt der Gemeindevertretung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
zwischen dem Landkreis Marburg-Biedenkopf und den Kreiskommunen beizutreten. 
 
Abstimmungsergebnis 

25 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
Einstimmig beschlossen. 
 
 
8. Umbau und Teilneubau des Feuerwehrgerätehauses Schönstadt am derzeitigen Stand-

ort. 
 XII-2023-0536 
 
Frau Otto teilt mit, dass zu der vorliegenden Vorlage des Gemeindevorstandes noch ein konkurrie-
render Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und SPD vorliegt. 
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Zunächst erläutert Herr Bürgermeister Dr. Ried die Vorlage des Gemeindevorstandes. Er teilt mit 
dass egal, wie die Entscheidung heute ausfällt, er später im Jahr zu einem runden Tisch einladen 
wird, um den Informationsfluss sicherzustellen und zu verbessern. 
 
Frau Hentrich berichtet aus dem Ausschuss für Klimaschutz, Mobilität und Naturschutz. Sie teilt mit, 
dass der Ausschuss die Vorlage erörtert hat. In der Sitzung wurde jedoch schon der konkurrierende 
Antrag gestellt über den auch abgestimmt wurde. Der Ausschuss hat mit 3 Ja-Stimmen, 2 Gegen-
stimmen und einer Enthaltung dem konkurrierenden Antrag zugestimmt. 
 
Herr Joachim Lembke berichtet aus dem Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss. Er teilt mit, 
dass der konkurrierende Antrag angekündigt war aber noch nicht vorlag. Der Ausschuss hat mit 2 
Ja-Stimmen und 4 Enthaltungen für die Vorlage gestimmt. 
 
Anschließend erläutert Frau Lenz den konkurrierenden Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grü-
nen und SPD. Es folgen zahlreiche weitere Wortmeldungen, zu denen Herr Bürgermeister Dr. Ried 
mehrmals Stellung nimmt. 
 
Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen lässt Frau Otto wie gewünscht namentlich abstim-
men; zunächst über den konkurrierenden Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und SPD. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, den Erwerb und die Beplanung des Grundstücks am Stand-
ort Ecke Steinweg/Am Bürgerhaus voranzutreiben. Dies hat zum Zweck, den Neubau der Fahrzeug-
halle und der notwendigen Funktionsräume auf diese Fläche zu verlagern. 
 
In Betracht zu ziehen ist, ob die bisherigen Gebäude ggf. für Schulungen und die Vereinsarbeit des 
Feuerwehrvereins umgenutzt werden können. Sollte dies nicht möglich sein, ist der komplette Neu-
bau auf der alternativen Fläche zu verfolgen. 
 
Abstimmung: 
 
Name, Vorname Abstimmungsverhalten 
 Ja Nein Enth. 
Burgard, Antje X   
Drescher, Jörg  X  
Dziehel, Andre  X  
Fehler, Ernst  X  
Freichel, Carsten  X  
Gnau, Britta X   
Helfert, Uwe   X 
Hentrich, Marion  X  
Dr. Herzberg, Dominikus X   
Hoppe, Ute X   
Krüger, Manfred X   
Lembke, Joachim   X 
Lenz, Jessica X   
Nebel, Heike  X  
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Otto, Hildegard  X  
Palz, Heinrich X   
Peter, Miriam  X  
Sauerwald, Agnieszka  X  
Sieh, Sebastian X   
Scharf, Eckhard  X  
Schwarz, Christian  X  
Timme, Michael X   
Vaupel, Alexander  X  
Woldag, Doris  X  
Zwick, Robert X   

 
Abstimmungsergebnis: 

10 Ja-Stimme(n), 13 Gegenstimme(n), 2 Stimmenthaltung(en) 
Ablehnung 
 

 
Anschließend lässt Frau Otto über den Beschlussvorschlag des Gemeindevorstandes abstimmen. 
 
Name, Vorname Abstimmungsverhalten 
 Ja Nein Enth. 
Burgard, Antje   X 
Drescher, Jörg X   
Dziehel, Andre X   
Fehler, Ernst X   
Freichel, Carsten X   
Gnau, Britta   X 
Helfert, Uwe   X 
Hentrich, Marion X   
Dr. Herzberg, Dominikus   X 
Hoppe, Ute   X 
Krüger, Manfred   X 
Lembke, Joachim   X 
Lenz, Jessica   X 
Nebel, Heike X   
Otto, Hildegard X   
Palz, Heinrich   X 
Peter, Miriam X   
Sauerwald, Agnieszka X   
Sieh, Sebastian   X 
Scharf, Eckhard X   
Schwarz, Christian X   
Timme, Michael   X 
Vaupel, Alexander X   
Woldag, Doris X   
Zwick, Robert   X 
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Beschluss: 

Die Gemeindevertretung beschließt, den Ergebnissen aus der Machbarkeitsstudie zu den not- 
wendigen baulichen Veränderungen am Feuerwehrgerätehaus Schönstadt und den daraus ab- 
geleiteten, dieser Beschlussvorlage beigefügten Plänen entsprechend sowie nach Abwägung 
von alternativen Standorten und Lösungen 
1. die erforderlichen baulichen Maßnahmen als Um- und Teilneubau am derzeitigen Standort 
durchzuführen und 
2. für die Baumaßnahme zum Stichtag 01.09.2023 über die zuständige Stelle beim Landkreis 
eine Förderung gemäß der Brandschutzförderrichtlinie des Landes Hessen zu beantragen. 
 
Abstimmungsergebnis 

13 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 12 Stimmenthaltung(en) 
Zustimmung 
 
 
9. Aufsuchende Energieberatung 

(Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen) 
 XII-2023-0535 
 
Nach einer Sitzungsunterbrechung von 21:10 Uhr bis 21:21 Uhr ruft Frau Otto den Tagesordnungs-
punkt 9 auf. 
 
Frau Hoppe erläutert den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
 
Frau Hentrich berichtet aus dem Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, Mobilität und Natur-
schutz. Der Ausschuss hat mit 6 Ja-Stimmen dem Antrag zugestimmt. Herr Lembke teilt mit, dass 
auch der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss dem Antrag einstimmig zugestimmt hat. 
 
Anschließend teilt Herr Bürgermeister Dr. Ried mit, dass er die Kooperationsvereinbarung schon 
unterschrieben hat und begründet dies. 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen lässt Frau Otto über den Antrag abstimmen. 
 
Antrag: 

Die Gemeindevertretung beauftragt den Gemeindevorstand, die von der LEA (LandesEnergieAgen-
tur) Hessen geförderte Kampagne „Aufsuchende Energieberatung“ für die Gemeinde Cölbe fortzu-
setzen. 
 
Abstimmungsergebnis 

25 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
Einstimmig beschlossen 
 
 
10. Umstellung auf LED-Straßenbeleuchtung 

(Antrag der CDU-Fraktion) 
 XII-2023-0537 
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Herr Drescher erläutert den Antrag der CDU-Fraktion. 
 
Frau Hentrich berichtet aus dem Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, Mobilität und Natur-
schutz. Der Ausschuss hat dem Antrag mit 6 Ja-Stimmen zugestimmt. Herr Lembke teilt mit, dass 
der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss dem Antrag einstimmig zugestimmt hat. 
 
Es folgt eine Aussprache in dessen Verlauf Herr Bürgermeister Dr. Ried auch nähere Angaben zu 
dem Antrag macht. 
 
Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen lässt Frau Otto über den Antrag abstimmen. 
 
Antrag: 

Der Gemeindevorstand wird beauftragt, noch im laufenden Jahr entsprechend den Haushaltsaus-
gaberesten aus 2022, Kostenstelle 14010199 “Allgemeine Kostenstelle Umwelt- und Klimaschutz”, 
verfügbaren Mittel umzuschichten bzw. zu verschieben, um die Umrüstung der Straßenbeleuchtung 
auf LED-Technik voranzutreiben. 
 
Abstimmungsergebnis 

25 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
Einstimmig beschlossen 
 
 
11. Gemeinwohlbericht und -bilanz für die Gemeinde Cölbe 

(Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen) 
 XII-2023-0458 
 
Herr Dr. Herzberg erläutert den Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der auch 
schon in den Ausschüssen war. 
 
Frau Hoppe berichtet, dass der Ausschuss für Soziales und Integration, Sport und Kultur dem An-
trag mit 4 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen zugestimmt hat. Für den Haupt-, Finanz- und Wirt-
schaftsausschuss berichtet Herr Lembke, dass der Ausschuss dem Antrag einstimmig zugestimmt 
hat. 
 
Da keine Aussprache gewünscht wird lässt Frau Otto über den Änderungsantrag abstimmen. 
 
Antrag: 

Die Gemeindevertretung beauftragt den Gemeindevorstand, bei der Festlegung von Leistungszielen 
und Kennzahlen für die Produkte in Teilhaushalten gemeinwohlorientierte Kriterien zu berücksichti-
gen. Der Prozess zur Erweiterung der Haushaltsberichterstattung soll am Beispiel der Kindergärten 
mit den zwei folgenden Schritten gestartet werden. 
1. Erstellung eines Katalogs von Kennzahlen für die Produkte im Teilhaushalt „Kindergarten“ durch 
ein Fachbüro. 
2. Anschließend Bildung einer durch den Gemeindevorstand oder durch externe Moderation gelei-
teten Arbeitsgruppe (unter Einbindung von Verwaltung, Politik, Eltern, Mitarbeiter:innen), die fol-
gende Aufgabe hat: 
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- Erweiterung dieses Katalogs durch zusätzliche Kennzahlen, die sich stärker an sozialen und 
ökologischen Kriterien (beispielsweise Qualifikation der Mitarbeiter:innen, gesunde Ernäh-
rung, soziale Gebührenordnung, Regelung von Ausfallzeiten, usw.) orientieren. 
- Vorschlag eines Teilhaushaltsberichts „Kindergarten“ zur Vorlage in der Gemeindevertre-
tung. 

 
Bei positiver Bewertung dieser Maßnahme entscheidet die Gemeindevertretung anschließend über 
die Erweiterung dieses Prozesses für weitere Tätigkeitsbereiche der Gemeindeverwaltung. 
 
Abstimmungsergebnis 

24 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 
Zustimmung 
 
 
 
Die Vorsitzende der Gemeindevertretung Hildegard Otto schließt die Sitzung der Gemeindevertre-
tung um 21:37 Uhr und bedankt sich bei den Anwesenden für Ihre Teilnahme. 
 
 
 
Cölbe, den 27.07.2023 
 
 
gez. gez. 
Hildegard Otto Heinz-Martin Lieser 
Vorsitzende der Gemeindevertretung Schriftführer 
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   Sitzung Gemeindevertretung Donnerstag 20.07.2023 BGH Schönstadt 

   Abgabeschluss Anträge Mittwoch 28.06.2023  

   Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, 

   Mobilität, Naturschutz (KIMN) 
Montag 

10.07.2023 

(18:00 Uhr) 

GH Cölbe 

Kleiner Saal 

   Ausschuss für Soziales und Integration, 

   Sport und Kultur (SISK) 
Montag 

10.07.2023 

(19:30 Uhr) 

GH Cölbe 

Kleiner Saal 

   Haupt-, Finanz- und Wirtschafts- 

   ausschuss (HFW) 
Mittwoch 

12.07.2023 

(19:30 Uhr) 

GH Cölbe 

Kleiner Saal 

 

 

 

   Sitzung Gemeindevertretung Dienstag 10.10.2023 GH Cölbe 

   Abgabeschluss Anträge Montag 18.09.2023  

   Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, 

   Mobilität, Naturschutz (KIMN) 
Montag 

02.10.2023 

(18:00 Uhr) 

GH Cölbe 

Kleiner Saal 

   Ausschuss für Soziales und Integration, 

   Sport und Kultur (SISK) 
Montag 

02.10.2023 

(19:30 Uhr) 

GH Cölbe 

Kleiner Saal 

   Haupt-, Finanz- und Wirtschafts- 

   ausschuss (HFW) 
Mittwoch 

04.10.2023 

(19:30 Uhr) 

GH Cölbe 

Kleiner Saal 

 

 

 

   Sitzung Gemeindevertretung 

   (Einbringung Haushalt 2024) 
Donnerstag 23.11.2023 MZH Bürgeln 

   Abgabeschluss Anträge Mittwoch 01.11.2023  

   Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, 

   Mobilität, Naturschutz (KIMN) 
Montag 

13.11.2023 

(18:00 Uhr) 

GH Cölbe 

Kleiner Saal 

   Ausschuss für Soziales und Integration, 

   Sport und Kultur (SISK) 
Montag 

13.11.2023 

(19:30 Uhr) 

GH Cölbe 

Kleiner Saal 

   Haupt-, Finanz- und Wirtschafts- 

   ausschuss (HFW) 
Mittwoch 

15.11.2023 

(19:30 Uhr) 

GH Cölbe 

Kleiner Saal 

 



 
 

 
 

Cölbe, den 07.06.2023 
Fachbereich: Abteilung I - Zentrale Dienste 
Verfasser: Stefan Gimbel 
 
DSNR: XII-2023-0519 

 

Beschlussvorlage 
 
Neuwahl der bzw. des Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Gemeindevertretung 20.07.2023 beschließend 

 
Beschlussvorschlag: 
Neuwahl der bzw. des Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
 

 
Begründung: 
Der bisherige Vorsitzende der Gemeindevertretung, Herr Helmut Fiedler, hat in der letzten Sitzung 
der Gemeindevertretung am 23. Mai 2023 mit sofortiger Wirkung seinen Rücktritt als Vorsitzender 
der Gemeindevertretung erklärt. 
Somit ist in der nächsten Sitzung der Gemeindevertretung eine Neuwahl der bzw. des Vorsitzenden 
der Gemeindevertretung erforderlich. Entsprechende Wahlvorschläge sind einzureichen. 
 
Ziel und Gesamtkosten bei Projekten, Kostendeckungsgrad, Deckung: 
Neuwahl der bzw. des Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
 
Maßnahme wurde auf Förderfähigkeit geprüft: 
entfällt 
 
Anlagen: 
 
Beteiligte: 
Abteilung I 
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Bericht aus dem Gemeindevorstand 

zur Sitzung der Gemeindevertretung am 20.07.2023 

 

Beschluss XII-2021-0040 Erstellung eines Konzeptes im Rahmen der Teilnahme der 

Gemeinde Cölbe an den Förderprogrammen KfW 432 und 201/202 für den Ortsteil 

Reddehausen 

Nachdem der Förderbescheid zum beantragten Förderprogramm etwa anderthalb Jahre nach 

dem gefassten Beschluss zugestellt und wirksam geworden ist und im Anschluss das zur 

Ausführung vorgesehene Büro seine Zusage auf Grund von Überlastung zurückgezogen hat 

und zunächst eine Betreuungslösung für den gesamten Landkreis thematisiert wurde, wird die 

Gemeinde Cölbe nunmehr gemeinsam mit Lahntal und Münchhausen einen Anlauf 

unternehmen, mit einem gemeinsamen Leistungsverzeichnisses die zur Förderung 

vorgesehenen Leistungen gemeinsam auszuschreiben und umzusetzen. Die durch die 

Konzeptstudie zur Nahwärme in Reddehausen erreichten Fortschritte sind davon nicht berührt. 

 

Beschluss XII-2022-0294 Erwerb des „Schützenhauses“ 

Am 08.08. wird im Schützenhaus eine Versammlung der Vereine und Gruppen stattfinden, die 

sich für eine dauerhafte Nutzung des Schützenhauses interessieren, um das weitere Vorgehen 

zu besprechen. Gespräche mit der neuen Geschäftsführerin der Region Burgwald-Ederbergland 

e.V. haben ergeben, dass eine Förderung von Umbau- und Sanierungsmaßnahmen auch über 

LEADER-Mittel möglich ist.  

 

Beschluss XII-2022-0334 Einzahlung ins Eigenkapital der Energie Marburg-Biedenkopf 

GmbH & Co. KG 

Die seitens der Energie Marburg-Biedenkopf GmbH & Co. KG vor dem Hintergrund des in der 

Gründungsphase nicht aufgefüllten Kapitalstock angeforderte Einzahlung in das Eigenkapital 

der Gesellschaft in Höhe von 78.400 € wurde getätigt. 

 

Beschluss XII-2022-0368 Dachflächenwasser sammeln 

Bisher ist es nicht gelungen, ein Planungsbüro zur Aufstellung eines Gesamtkonzeptes für alle 

kommunalen Liegenschaften zu finden, da die einschlägigen Büros in der Region auf absehbare 

Zeit ausgelastet sind. Um in der Sache weiterzukommen, wird die Friedhofshalle Cölbe mit zwei 

Regenwassersammeltanks mit Zapfmöglichkeit ausgestattet, um zu prüfen, wie diese 

Entnahmemöglichkeit angenommen wird. Die Kosten dafür belaufen sich auf ca. 3.000 €. 

 

Beschluss XII-2023-0504 Entwicklung eines Kindertagespflegekonzepts 

In einer ersten Abstimmung mit den zuständigen Stellen des Landkreises konnten die 

Rahmenbedingungen für die Entwicklung eines Kindertagespflegekonzeptes geklärt und die 

möglichen Rechtsformen besprochen werden. Die Verwaltung wird dazu einen 

Beschlussvorschlag erarbeiten und den Gremien zur Entscheidung vorlegen. Unabhängig 

davon wird über die Kanäle der Gemeinde Informationsmaterial dazu veröffentlicht und für die 
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Anmeldung beim Qualifizierungskurs des Landkreises geworben, der in der ersten Jahreshälfte 

2024 durchgeführt wird.  

 

HH 2023 Radwegeverbindung Bürgeln-Betziesdorf 

Für Planung und Ausführung der Radwegeverbindung zwischen Bürgeln und Betziesdorf ist ein 

Förderbeschied von Hessen Mobil über die Summe von 245.000 € eingetroffen. Die 

Planungsleistungen für dieses Vorhaben sind bereits vergeben worden. 

 

Kostenstelle 14010199 Allgemeine Kostenstelle Umwelt- und Klimaschutz 

Der Gemeindevorstand hat in der o.g. Kostenstelle aus dem Jahr 2022 Mittel in Höhe von 

insgesamt 156.500 € (einschließlich der erwarteten Förderungen) übertragen, die zu rd. 75 % 

verplant sind zur Durchführung von Vorhaben im Rahmen der Förderung von Maßnahmen, die 

dem Klimaschutz oder der Anpassung an die durch den Klimawandel verursachten 

Veränderungen dienen und die teilweise bereits im vergangenen Jahr begonnen wurden, aber 

noch nicht abgeschlossen werden konnten. Diese sind insbesondere: die Erstellung einer 

kommunalen Wärmeplanung (ca. 30.000 €), die Erstellung eines Nahmobilitätsplanes (ca. 

35.000 €), die Durchführung einer Baumpflanzaktion (ca. 20.000 €), die Erstellung einer 

Konzeptstudie zur Nahwärmeversorgung (ca. 20.000 €) und mehrere kleinere Maßnahmen im 

Umfang von jeweils < 5.000 € (insgesamt ca. 13.000 €). 

Derzeit sind in dieser Kostenstelle noch ca. 38.500 € unbeplant. Sofern die Gemeindevertretung 

den Beschlussvorlagen XII-2023-0535 und XII-2023-0537 zustimmt, sind dadurch zunächst 

23.000 € gebunden. 

 

Katastrophenschutzübung 

Die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Cölbe wird in den Sommerferien eine 

Katastrophenschutzübung zum Szenario „Stromausfall / Brown Out“ durchführen. Die Übung 

wird still, d.h. ohne hörbare Alarmierung durchgeführt. 

 

Geschwindigkeitsbeschränkungen in Ortsdurchfahrten in überörtlicher Trägerschaft 

Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die Initiative „Lebenswerte Gemeinde und Städte“ von 

aktuell 859 Gemeinden und Städten für mehr Entscheidungsfreiheit bei 

Geschwindigkeitsbegrenzungen. Sie ist der Auffassung, dass den Kommunen die Anordnung 

von innerörtlichen streckenbezogenen Geschwindigkeitsbeschränkungen auf 30 km/h künftig 

auch auf Straßen des überörtlichen Verkehrs (Bundes-, Landes- und Kreisstraßen) sowie auf 

weiteren Hauptverkehrsstraßen und sonstigen Vorfahrtstraßen mit klar definierten Kriterien 

erleichtert werden soll. Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr wird gebeten, 

zusammen mit der länderübergreifenden Arbeitsgruppe bis zur nächsten 

Verkehrsministerkonferenz diese Kriterien vorzulegen. Die Verkehrsministerkonferenz bittet 

daher das BMDV, die straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften entsprechend anzupassen. Die 

Gemeinde Cölbe prüft die Voraussetzungen zum Beitritt zu dieser Initiative. 
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Kommunales Entwicklungskonzept 

Die Bekanntgabe der in die Schwerpunkte der Dorfentwicklung neu aufgenommenen 

Gemeinden ist für den 15.09. vorgesehen. Eine Mitteilung, ob die Gemeinde Cölbe dazu 

eingeladen wird, ist uns noch nicht zugegangen. 

 

Abschluss der Ausbildung zur Verwaltungsfachangestellten 

Frau Elaine Müller hat ihre Ausbildung zur Verwaltungsfachangestellten bei der Gemeinde 

Cölbe erfolgreich abgeschlossen und konnte heute ihr Zeugnis entgegennehmen. Der 

Anschlussvertrag für Frau Müller wurde unmittelbar nach dem Ablegen der letzten Prüfung 

geschlossen und ist ab sofort wirksam. 



 
 

 
 

Cölbe, den 04.07.2023 
Fachbereich: Büro des Bürgermeisters 
Verfasser: Dr. Jens Ried 
DSNR: XII-2023-0541 

 

Bericht 
 
Aktueller Stand der Projektes "Mobile Löschwasserversorgung" 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Gemeindevorstand 05.07.2023 zur Kenntnis 
Gemeindevertretung 20.07.2023 zur Kenntnis 

 
Bericht: 
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung im März 2023 beschlossen, sich dem vom Landkreis 
initiierten Projekt „Mobile Löschwasserversorgung“ anzuschließen und dafür im Haushaltsplan 2024 
die Mittel für den Beitrag der Gemeinde Cölbe zum Gesamtvorhaben in Höhe von ca. 60.000 € be-
reitzustellen. Alle Kommunen des Landkreises haben zur Bürgermeisterdienstversammlung im Juni 
2023 ihre Bereitschaft erklärt, sich finanziell zu beteiligen bzw. vorhandene Infrastruktur zur Verfü-
gung zu stellen. Entsprechende Beschlüsse der kommunalen Gremien lagen bis dahin allerdings nur 
von der Gemeinde Cölbe vor. Die zuständigen Gremien in den anderen Städten und Gemeinden 
werden in den kommenden Wochen entsprechende Beschlüsse als Vorlage erhalten. 
Durch die Beteiligung aller Kommunen im Landkreis kann das Projekt in der Dimensionierung von 
acht Wechselladerfahrzeugen und acht Abrollbehältern umgesetzt werden. Neu abzuschaffen sind 
davon fünf Wechselladerfahrzeuge und sechs Abrollbehälter; drei Fahrzeuge und zwei Abrollbehälter 
sind bereits in Biedenkopf (nur Fahrzeug), Marburg und Stadtallendorf vorhanden und werden in das 
Gesamtprojekt eingebracht. Der Landkreis hat zugesagt, die von den Kommunen bereitgestellten 
insgesamt 1,36 Mio € zu verdoppeln, so dass ein Gesamtbudget von 2,72 Mio € bereitstünde. Der 
Finanzbedarf des Vorhabens wird aktuell auf 2,65 Mio € geschätzt, so das nach derzeitigem Stand 
das Vorhaben durchfinanziert ist. Allerdings ist das Ergebnis der Ausschreibung abzuwarten. 
Die Planung der Ausschreibung beginn im III. Quartal 2023. Im Jahr 2024 sollen Ausschreibung und 
Vergabe sowie die Abrufung der zugesagten kommunalen Mittel erfolgen. Das gesamte Verfahren 
soll von einer Projektgruppe begleitet werden, an der neben dem Fachbereich Gefahrenabwehr auch 
Vertreter/innen der Kommunen beteiligt sein werden. Die Leitung des gesamten Vorhabend liegt bei 
Kreisbrandmeister Daniel Thome. 
Zu klären ist im Übrigen, wie die kommunalrechtliche Einordnung und Ausgestaltung diese Koope-
ration aufgesetzt werden muss, um den Vorgaben des kommunalen Haushaltsrechtes zu entspre-
chen. Der Unterhalt der Fahrzeuge und Behälter sowie die Ausbildung des Personals für den Betrieb 
der Fahrzeuge soll bei den Kommunen liegen, die Stationierungsorte sind (Biedenkopf, Fronhausen, 
Gladenbach, Marburg, Rauschenberg, Stadtallendorf, Steffenberg und Wetter). Es entstehen den an-
deren Kommunen keine laufenden Kosten. Eine Regelung für perspektivisch zu tätigende Ersatzbe-
schaffungen ist ebenfalls noch zu formulieren. 
Um die anzuschaffende Infrastruktur im Einsatzfalle auch effektiv nutzen zu können, sollen kreisweit 
die ergiebigsten Entnahmequellen (Oberflächengewässer) identifiziert und in die Gesamtstruktur des 
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Vorhabens integriert werden. Nach Auskunft des Fachbereichs Gefahrenabwehr wird die Gemeinde 
Cölbe in diesem Zusammenhang mit den Wasservorräten in der Kiesgrube Bürgeln eine wesentliche 
Rolle spielen. Im Alarmierungsfalle ist unsere Feuerwehr dann für die Inbetriebnahme und Verfüg-
barkeit der Wasserreserven innerhalb eines rollierenden Systems der Löschwasserversorgung verant-
wortlich. 
 
Anlagen: 
1. Präsentation Mobile Löschwasserversorgung     





















 
 

 
 

Cölbe, den 11.07.2023 
Fachbereich: Abteilung III - Finanzen 
Verfasser: Stefan Eckel 
DSNR: XII-2023-0542 

 

Bericht 
 
Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges 2023 zum Stichtag 10.07.2023 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Gemeindevertretung 20.07.2023 zur Kenntnis 

 
Bericht: 
Der Gemeindevertretung wird gemäß § 28 GemHVO über den Vollzug des Haushaltsplanes 2023 
berichtet. Der Bericht erfolgt durch Vorlage aktueller Auszüge (Stichtag: 10.07.2023) aus der Mittel-
prüfung der gebildeten Haushaltsbudgets. 
 
Die Berichte zeigen auf, dass im Bereich der Aufwendungen (Ergebnishaushalt) und der Auszahlun-
gen (Finanzhaushalt) derzeit keine Budgetüberschreitungen bestehen. 
 
Für das Haushaltsjahr 2023 hat der Gemeindevorstand am 12.04.2023 folgende überplanmäßige Aus-
zahlung im Finanzhaushalt beschlossen: 
 

Inv.-Nr. Kostenstelle/Sachkonto Ansatz bisher Ansatz neu Mehrbedarf 
I1201-3007 12010103.0960010 21.400,00 € 71.400,00 € 50.000,00 € 

 

Die Deckung erfolgte durch Minderaufwendungen bei Inv.-Nr. I1201-5001, Kostenstelle 15020105, 
Sachkonto 0952010, in Höhe von 50.000,00 €. 
 
Ebenfalls am 12.04.2023 hat der Gemeindevorstand für das Haushaltsjahr 2023 folgende außerplan-
mäßige Auszahlung im Finanzhaushalt beschlossen: 
 

Inv.-Nr. Kostenstelle/Sachkonto Ansatz bisher Ansatz neu Mehrbedarf 
I1201-3005 12010103.0952010 0,00 € 14.900,00 € 14.900,00 € 

 
Die Deckung erfolgte durch Minderaufwendungen bei Inv.-Nr. I1201-5001, Kostenstelle 15020105, 
Sachkonto 0952010, in Höhe von 14.900,00 €. 
 
Hinweis: 
Die Anlage steht ausschließlich im Ratsinformationssystem zur Verfügung. 
 
Anlagen: 
1. Budgetübersichten Haushaltsvollzug 2023-07-10     

























































































































































































 
 

 
 

Cölbe, den 07.06.2023 
Fachbereich: Abteilung I - Zentrale Dienste 
Verfasser: Stefan Gimbel 
 
DSNR: XII-2023-0521 

 

Beschlussvorlage 
 
Neufassung der Geschäftsordnung für die Ortsbeiräte in der Gemeinde Cölbe 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Gemeindevorstand 21.06.2023 beschließend 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.07.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung 20.07.2023 beschließend 

 
Beschlussvorschlag: 

Die Gemeindevertretung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Die Gemeindevertretung beschließt die Neufassung der im Entwurf vom 07.06.2023 beigefügten 
Geschäftsordnung für die Ortsbeiräte in der Gemeinde Cölbe. 
 

 
Begründung: 

Die zurzeit gültige Geschäftsordnung der Ortsbeiräte wurde vor 35 Jahren am 11.01.1988 ausgefer-
tigt und am 31.05.2017 geändert. Eine Aktualisierung ist somit überfällig. 
 
Der als Anlage beigefügte Entwurf (Stand 07.06.2023) einer neuen Geschäftsordnung für die Orts-
beiräte in der Gemeinde Cölbe entspricht im Wesentlichen der aktuellen Mustergeschäftsordnung 
des Hessischen Städte- und Gemeindebundes (HSGB), Abweichungen von der Muster-GO sind gelb 
hinterlegt. 
 
Bevor nun der Entwurf einer neuen Geschäftsordnung über den Gemeindevorstand an die Gemein-
devertretung zur zuständigen Beschlussfassung gegeben wird wurden zunächst die Ortsbeiräte be-
teiligt und angehört. Seitens der Ortsbeiräte Bürgeln, Cölbe, Reddehausen und Schönstadt wurden 
keine Einwände vorgetragen und es erfolgte eine entsprechende Zustimmung. Vom Ortsbeirat 
Schwarzenborn liegt keine Rückmeldung vor. 
 
Ziel und Gesamtkosten bei Projekten, Kostendeckungsgrad, Deckung: 

entfällt 
 
Maßnahme wurde auf Förderfähigkeit geprüft: 

Neufassung der Geschäftsordnung für die Ortsbeiräte in der Gemeinde Cölbe 
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Anlagen: 

1. Entwurf_Geschäftsordnung_Ortsbeiräte_2023-06-07 
2. Muster-Geschäftsordnung Ortsbeiräte 2021_HSGB 
3. Erläuterung Ortsbeirat-GO HSGB 04-2021 
 
Beteiligte: 

Abteilung I, Gemeindevorstand, Ortsbeiräte 
 



 
 

Ortsrecht der Gemeinde  
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Geschäftsordnung 
der Ortsbeiräte 
 
 

 

 

in der Gemeinde Cölbe 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 

(Entwurf: 07.06.2023) 
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I n h a l t s v e r z e i c h n i s: 
 

 

I.  Der Ortsbeirat und seine Mitglieder 

 

§ 1 Aufgaben und Befugnisse des Ortsbeirates 

§ 2 Pflicht zur Teilnahme an den Sitzungen 

§ 3 Treupflicht 

§ 4 Verschwiegenheitspflicht 

§ 5 Ordnungswidrigkeiten 

 

II. Vorsitz im Ortsbeirat 

 

§ 6  Einberufen der Sitzungen 

§ 7  Vorsitz und Stellvertretung 

 

III. Sitzungen des Ortsbeirates 

 

§ 8 Öffentlichkeit 

§ 9  Beschlussfähigkeit 

§ 10  Teilnahme von Mitgliedern anderer Gremien und Gruppierungen 

 

IV. Gang der Verhandlung 

 

§ 11 Ändern und Erweitern der Tagesordnung 

§ 12  Ordnungsgewalt und Hausrecht 

§ 13 Ordnungsmaßnahmen gegenüber Mitgliedern des Ortsbeirates und des Gemeindevor-

standes 

 

V. Niederschrift 

 

§ 14  Niederschrift 

 

VI. Schlussvorschriften 

 

§ 15  Anwendung ergänzender Vorschriften der HGO und der Geschäftsordnung der Gemein-

devertretung 

§ 16  In-Kraft-Treten 
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GESCHÄFTSORDNUNG DER ORTSBEIRÄTE 

in der Gemeinde Cölbe 
 

 

 

Aufgrund des § 82 Abs. 6 der Hessischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 07.03.2005 (GVBl I S. 142) zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 16.02.2023 (GVBl. 

S. 90, 93), hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Cölbe am …………... für die Ortsbeiräte fol-

gende Geschäftsordnung beschlossen: 

 

 

I. Der Ortsbeirat und seine Mitglieder 
 

 

§ 1 

 Aufgaben und Befugnisse des Ortsbeirates 

 

(1) Der Ortsbeirat vertritt die Interessen der Einwohnerinnen und Einwohner seines Ortsbezirks 

gegenüber der Gesamtgemeinde. 

 

(2) Gemeindevertretung und Gemeindevorstand hören den Ortsbeirat zu allen wichtigen An-

gelegenheiten, die den Ortsbezirk betreffen, insbesondere zu dem Entwurf des Haushalts-

planes. 

Die Anhörung erfolgt durch eine schriftliche oder elektronische Stellungnahme des Ortsbei-

rates, die innerhalb einer Frist von einem Monat an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 

der Gemeindevertretung bzw. an die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister zu richten ist. 

Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung bzw. die Bürgermeisterin oder der Bür-

germeister kann die Frist in Einzelfällen angemessen verlängern oder kürzen. Äußert sich der 

Ortsbeirat verspätet oder gar nicht, so gilt dies als Zustimmung.  

 

(3) Der Ortsbeirat wird nicht angehört zu Angelegenheiten, die den Ortsbezirk nur als Teil der 

Gemeinde insgesamt berühren. Insbesondere ist er nicht vor Erlass, Änderung oder Aufhe-

bung von Ortsrecht zu hören, das für alle Ortsbezirke der Gemeinde unterschiedslos gilt und 

damit nur die Gesamtinteressen der Gemeinde angeht, welche die Gemeindevertretung zu 

wahren hat.  

 

(4) Gemeindevertretung und Gemeindevorstand können dem Ortsbeirat Angelegenheiten zur 

Stellungnahme vorlegen. Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

(5) Der Ortsbeirat hat ein Vorschlagsrecht in allen Angelegenheiten, die den Ortsbezirk ange-

hen. Vorschläge reicht er in schriftlicher oder elektronischer Form bei dem Gemeindevor-

stand ein. Dieser legt sie mit seiner Stellungnahme der Gemeindevertretung vor, wenn diese 

für die Entscheidung zuständig ist. Die Gemeindevertretung entscheidet in angemessener 

Frist über Vorschläge des Ortsbeirates.  
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Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung teilt die Entscheidung dem Ortsbeirat in 

schriftlicher oder elektronischer Form mit.  

 

 

§ 2 

Pflicht zur Teilnahme an den Sitzungen 

 

(1) Die Mitglieder des Ortsbeirates sind verpflichtet, an den Sitzungen des Ortsbeirates teilzu-

nehmen.  

 

(2) Bei Verhinderung zeigen sie ihr Ausbleiben vor Beginn der Sitzung der oder dem Vorsitzen-

den des Ortsbeirates an und legen dieser oder diesem die Gründe dar.  

Fehlt ein Mitglied des Ortsbeirates mehr als einmal unentschuldigt, kann die oder der Vor-

sitzende sie oder ihn schriftlich ermahnen. Die Ermahnung ist in der diesem Schreiben nach-

folgenden Sitzung von der oder dem Vorsitzenden zu verlesen.  

 

(3) Ein Mitglied des Ortsbeirates, das die Sitzung vorzeitig verlassen will, zeigt dies der oder 

dem Vorsitzenden vor Beginn, spätestens vor dem Verlassen der Sitzung an und legt die 

Gründe dar. 

 

§ 3 

Treupflicht 

 

Die Mitglieder des Ortsbeirates dürfen wegen ihrer besonderen Treupflicht Ansprüche Dritter ge-

gen die Gemeinde nicht geltend machen, wenn der Auftrag mit den Aufgaben ihrer Tätigkeit im 

Zusammenhang steht, es sei denn, dass sie als gesetzliche Vertreterinnen oder Vertreter handeln.  

 

§ 4 

Verschwiegenheitspflicht 

 

Die Mitglieder des Ortsbeirates unterliegen der Verschwiegenheitspflicht des § 24 HGO. Sie haben 

über die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu be-

wahren, es sei denn, es handelt sich um offenkundige oder in öffentlichen Sitzungen behandelte 

Angelegenheiten.  

 

§ 5 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Verstöße gegen die in §§ 2, 3 und 4 geregelten Pflichten zeigt die oder der Vorsitzende des Orts-

beirates der Aufsichtsbehörde an, um ein Ordnungswidrigkeitenverfahren nach § 24 a HGO zu 

erwirken.  
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II. Vorsitz im Ortsbeirat 
 

 

§ 6 

Einberufen der Sitzungen 

 

(1) Die Mitglieder des Ortsbeirates wählen in der ersten Sitzung nach der Wahl aus ihrer Mitte 

eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine oder mehrere Stellvertreterinnen bzw. 

einen oder mehrere Stellvertreter sowie eine Schriftführerin oder einen Schriftführer. Die 

oder der Vorsitzende führt die Bezeichnung Ortsvorsteherin oder Ortsvorsteher.  

 

(2) Die oder der Vorsitzende des Ortsbeirates beruft die Mitglieder des Ortsbeirates zu den 

Sitzungen des Ortsbeirates so oft wie es die Geschäfte erfordern, jedoch mindestens vier-

mal im Jahr. Eine Sitzung muss unverzüglich einberufen werden, wenn es ein Viertel der 

Mitglieder des Ortsbeirates, der Gemeindevorstand oder die Bürgermeisterin oder der Bür-

germeister unter Angabe der zur Verhandlung zu stellenden Gegenstände verlangt und 

die Verhandlungsgegenstände in die Zuständigkeit des Ortsbezirks und hier des Ortsbei-

rates fallen. Die Antragstellerinnen und/oder die Antragsteller haben eigenhändig zu un-

terzeichnen.  

 

(3) Die Tagesordnung und der Zeitpunkt der Sitzung werden von der oder dem Vorsitzenden 

im Benehmen mit dem Gemeindevorstand festgesetzt.  

 

(4) Einberufen wird mit schriftlicher Ladung an alle Mitglieder des Ortsbeirates und an den 

Gemeindevorstand sowie an die oder den Vorsitzenden der Gemeindevertretung und die 

im Ortsbezirk wohnenden Mitglieder der Gemeindevertretung. Darin sind Zeit, Ort und 

Tagesordnung der Sitzung des Ortsbeirates anzugeben. Die Schriftform kann durch die 

elektronische Form ersetzt werden, soweit der oder dem Vorsitzenden eine schriftliche 

Einverständniserklärung unter Angabe der E-Mail-Adresse vorliegt.  

 

(5) Zwischen dem Zugang der Ladung und dem Sitzungstag müssen mindestens drei volle 

Kalendertage liegen. In eiligen Fällen kann die oder der Vorsitzende die Frist verkürzen, 

jedoch muss die Ladung spätestens am Tage vor der Sitzung zugehen. Die oder der Vor-

sitzende muss auf die Verkürzung im Ladungsschreiben ausdrücklich hinweisen. 

Bei Wahlen müssen zwischen dem Zugang der Ladung und dem Sitzungstag stets min-

destens drei Tage liegen. 

 

 

§ 7 

Vorsitz und Stellvertretung 

 

(1) Die oder der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Sitzung des Ortsbeirates. Ist sie 

oder er verhindert, so sind, wenn mehrere Stellvertreterinnen und Stellvertreter gewählt 

werden, die Stellvertreterinnen und Stellvertreter in der Reihenfolge zu ihrer oder seiner 

Vertretung berufen, die der Ortsbeirat beschließt.  
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(2) Die oder der Vorsitzende hat nach Eröffnung der Sitzung festzustellen, ob Einwendungen 

gegen die Tagesordnung vorliegen.  

Im Übrigen hat sie oder er die Sitzung sachlich und unparteiisch zu leiten. Sie oder er hand-

haben die Ordnung in der Sitzung und üben das Hausrecht im Sinne von  

§§ 12, 13 aus.  

 

 

III. Sitzungen des Ortsbeirates 
 

 

§ 8 

Öffentlichkeit 

 

(1) Der Ortsbeirat berät und beschließt grundsätzlich in öffentlichen Sitzungen. Er kann für ein-

zelne Angelegenheiten die Öffentlichkeit ausschließen. Der generelle Ausschluss der Öffent-

lichkeit für bestimmte Arten von Angelegenheiten ist unzulässig.  

 

(2) Anträge auf Ausschluss der Öffentlichkeit werden in nicht-öffentlicher Sitzung begründet, 

beraten und entschieden. Die Entscheidung kann in öffentlicher Sitzung getroffen werden, 

wenn keine besondere Begründung oder Beratung erforderlich ist.  

 

(3) Beschlüsse, welche in nicht-öffentlicher Sitzung gefasst worden sind, sollen nach Wieder-

herstellung der Öffentlichkeit bekanntgegeben werden, soweit dies angängig ist.  

 

 

§ 9 

Beschlussfähigkeit 

 

(1) Der Ortsbeirat ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen und mehr als die Hälfte 

der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Ortsbeirates anwesend ist. Die Beschlussfähigkeit 

gilt solange als vorhanden, bis das Gegenteil auf Antrag festgestellt wird. Die Antragstellerin 

oder der Antragsteller zählt zu den anwesenden Mitgliedern. 

 

(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden und tritt der Orts-

beirat zur Verhandlung über denselben Gegenstand zum zweiten Mal zusammen, so ist er 

ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. In der Ladung zur zweiten 

Sitzung ist hierauf ausdrücklich hinzuweisen.  

 

(3) Besteht bei mehr als der Hälfte der Mitglieder des Ortsbeirates ein gesetzlicher Grund, der 

ihrer Anwesenheit entgegensteht (z.B. wegen Interessenwiderstreit gem. § 25 HGO), so ist 

der Ortsbeirat ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig.  
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§ 10 

Teilnahme von Mitgliedern anderer Gremien und Gruppierungen 

 

(1) Der Gemeindevorstand kann an den Sitzungen des Ortsbeirates teilnehmen. Er muss jeder-

zeit zu dem Gegenstand der Verhandlung gehört werden. Gleiches gilt für die oder den 

Vorsitzenden der Gemeindevertretung.  

 

(2) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister spricht für den Gemeindevorstand. Die Bürger-

meisterin oder der Bürgermeister kann eine von der Auffassung des Gemeindevorstandes 

abweichende Meinung vertreten. Dabei hat sie oder er zunächst die Auffassung des Ge-

meindevorstandes darzulegen und danach kann sie oder er ihre oder seine eigene Auffas-

sung vertreten. In diesem Fall kann der Gemeindevorstand eine andere Beigeordnete oder 

einen anderen Beigeordneten als Sprecherin oder als Sprecher benennen.  

 

(3) Die Ortsbeiräte können Vertreterinnen und Vertreter derjenigen Bevölkerungsgruppen, die 

von ihrer Entscheidung vorwiegend betroffen werden, und Sachverständige zu den Bera-

tungen zuziehen.  

 

(4) Der Ortsbeirat kann beschließen, Vertreterinnen und Vertretern von Kinder- oder Jugend-

initiativen in einer Sitzung zu einem Tagesordnungspunkt, der die Interessen der Kinder und 

Jugendlichen betrifft, ein Rederecht zu gewähren. 

 

(5) Der Ortsbeirat kann über die Regelung des Abs. 3 hinaus beschließen, sonstigen Vertrete-

rinnen und Vertretern von Beiräten, Kommissionen und Sachverständigen ein Rederecht zu 

gewähren. 

 

(6) Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter, die in dem Ortsbezirk wohnen, dem Orts-

beirat jedoch nicht als ordentliche Mitglieder angehören, können an seinen Sitzungen mit 

beratender Stimme teilnehmen.  

 

 

IV. Gang der Verhandlung 
 

 

§ 11 

Ändern und Erweitern der Tagesordnung 

 

(1) Der Ortsbeirat kann die Tagesordnung ändern. Er kann insbesondere beschließen,  

 

- die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu ändern,  

- Tagesordnungspunkte abzusetzen oder 

- Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden.  

 

(2) Der Ortsbeirat kann beschließen, die Tagesordnung um Angelegenheiten zu erweitern, die 

nicht auf der Einladung verzeichnet waren, wenn dem zwei Drittel der gesetzlichen Zahl der 

Mitglieder des Ortsbeirates zustimmen. 
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§ 12 

Ordnungsgewalt und Hausrecht 

 

(1) Die oder der Vorsitzende handhabt die Ordnung in den Sitzungen des Ortsbeirates und übt 

das Hausrecht aus. 

  

(2) Die Ordnungsgewalt und das Hausrecht umfassen insbesondere das Recht der oder des 

Vorsitzenden  

 

- die Sitzung zu unterbrechen oder zu schließen, wenn der ordnungsgemäße Verlauf gestört 

wird, 

- die Personen, die sich ungebührlich benehmen oder die Ordnung der Versammlung stö-

ren, zu ermahnen und notfalls aus dem Sitzungssaal zu verweisen, 

- bei störender Unruhe unter den Zuhörerinnen und Zuhörern nach Abmahnung die Plätze 

des Sitzungssaales für Zuhörende räumen zu lassen, wenn sich die Störung anders nicht 

beseitigen lässt. 

 

Kann sich die oder der Vorsitzende kein Gehör verschaffen, so verlässt sie oder er den Sitz. 

Damit ist die Sitzung unterbrochen. 

 

 

§ 13 

Ordnungsmaßnahmen 

gegenüber Mitgliedern des Ortsbeirates und des Gemeindevorstandes 

 
(1) Die oder der Vorsitzende ruft Mitglieder des Ortsbeirates und des Gemeindevorstandes zur 

Sache, die bei ihrer Rede vom Verhandlungsgegenstand abschweifen. Sie oder er kann nach 

wiederholtem Sachruf das Wort entziehen, wenn die oder der Redeberechtigte erneut An-

lass zu einer Ordnungsmaßnahme gegeben hat.  

 

(2) Die oder der Vorsitzende entzieht dem Mitglied des Ortsbeirates oder des Gemeindevor-

standes das Wort, wenn sie oder er es eigenmächtig ergriffen hat. Ist das Wort entzogen, so 

wird es ihr bzw. ihm zu demselben Tagesordnungspunkt nicht wieder erteilt. Die Maßnahme 

und ihr Anlass werden nicht erörtert.  

 

(3) Die oder der Vorsitzende ruft das Mitglied des Ortsbeirates oder des Gemeindevorstandes 

bei ungebührlichem oder ordnungswidrigem Verhalten mit Nennung des Namens zur Ord-

nung.  

 

(4) Die oder der Vorsitzende kann ein Mitglied des Ortsbeirates bei wiederholtem ungebührli-

chem oder ordnungswidrigem Verhalten für einen oder mehrere, höchsten für drei Sit-

zungstage ausschließen.  

Die oder der Betroffene kann ohne aufschiebende Wirkung die Entscheidung des Ortsbei-

rates anrufen. Diese ist in der nächsten Sitzung zu treffen.  
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V. Niederschrift 
 

 

§ 14 

Niederschrift 

 

(1) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen des Ortsbeirates ist eine Niederschrift zu 

fertigen. Sie soll sich auf die Angabe der Anwesenden, der verhandelten Gegenstände, der 

gefassten Beschlüsse und der vollzogenen Wahlen beschränken. Die Abstimmungsergeb-

nisse sowie Verlauf und Ergebnisse von Wahlen sind festzuhalten. Jedes Mitglied des Orts-

beirates kann vor Beginn der Stimmabgabe verlangen, dass ihre bzw. seine Abstimmung in 

der Niederschrift festgehalten wird.  

 

(2) Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden sowie von der Schriftführerin oder dem 

Schriftführer zu unterzeichnen. Zu Schriftführerinnen und Schriftführern können nur Mitglie-

der des Ortsbeirates gewählt werden. Die Schriftführerin oder der Schriftführer ist für den 

Inhalt der Niederschrift allein verantwortlich.  

 

(3) Den Mitgliedern des Ortsbeirates sowie den Mitgliedern des Gemeindevorstandes wird spä-

testens mit der Einladung zur nächsten Sitzung des Ortsbeirates eine Kopie der Niederschrift 

zugeleitet. Dies kann auch in elektronischer Form erfolgen, wenn dies zwischen der oder 

dem Vorsitzenden des Ortsbeirates und dem Mitglied des Ortsbeirates bzw. den Mitgliedern 

des Gemeindevorstandes zuvor vereinbart wurde. 

 

(4) Mitglieder des Ortsbeirates sowie Mitglieder des Gemeindevorstandes können Einwendun-

gen gegen die Richtigkeit der Niederschrift innerhalb von fünf Tagen nach Übermittlung der 

Niederschrift bei der oder dem Vorsitzenden des Ortsbeirates schriftlich erheben. Eine Ein-

reichung der Einwendung durch E-Mail ist ausreichend. Die Einwendung ist zu begründen. 

Über fristgerechte Einwendungen entscheidet der Ortsbeirat in der nächsten Sitzung.  

 

 

VI. Schlussvorschriften 
 

 

§ 15 

Anwendung ergänzender Vorschriften der HGO 

und der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung 

 
Sofern diese Geschäftsordnung keine erschöpfende Regelung enthält, gelten die für den Ge-

schäftsgang der Gemeindevertretung maßgeblichen Vorschriften der HGO und die Bestimmun-

gen der Geschäftsordnung für die Gemeindevertretung entsprechend.  
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§ 16 

In-Kraft-Treten 

 

Diese Geschäftsordnung tritt mit dem Tag der Beschlussfassung in Kraft. Zugleich tritt die Ge-

schäftsordnung 11.01.1988, geändert am 31.05.2017, außer Kraft.  

 

 

 

Cölbe, den 

 

      (Siegel) 

 

 

 

 

 

(…………………………………………..….) 

Vorsitzende/r der Gemeindevertretung 

 



 
 

 
 

Cölbe, den 07.06.2023 
Fachbereich: Abteilung II - Hauptamt 
Verfasser: Jane Hauer 
Sachbearbeiter: Hauer, Jane 
DSNR: XII-2023-0522 

 

Beschlussvorlage 
 
Interkommunale Zusammenarbeit im Kompetenzcenter Kommunal Digital Verstetigung, 
Bündelung und Erweiterung der erfolgreichen IKZ-Projekte in den Bereichen der Digita-
lisierung, Cybersicherheit, Geodateninfrastruktur sowie OZG-Umsetzung 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Gemeindevorstand 21.06.2023 beschließend 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.07.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung 20.07.2023 beschließend 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeindevorstand empfiehlt der Gemeindevertretung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
zwischen dem Landkreis Marburg-Biedenkopf und den Kreiskommunen beizutreten. 
 

 
Begründung: 
Die digitale Transformation ist einer der prägenden Veränderungsprozesse unserer Zeit. Der umfas-
sende Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologie, die steigende globale Vernet-
zung sowie der scheinbar unbegrenzte Datenverkehr haben zu einer allgegenwärtigen Verfügbar-
keit von Informationen und Services geführt. Anwendungen im Bereich der künstlichen Intelligenz 
sowie stetig wachsende Bedrohungen aus der digitalen Welt werden das Entwicklungstempo in 
den kommenden Jahren eher noch verstärken, als dass ein Ende der Umbruchsprozesse in Sicht 
wäre. Mit Gesetzen wie z.B. dem Onlinezugangsgesetz (OZG), der europäischen Datenschutzgrund-
verordnung (EU-DSGVO), dem hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetz (HDSIG), 
dem geplanten hessischen IT-Sicherheitsgesetz (HITSiG) oder dem Hessischen Open Data Gesetz 
(HODaG) hat inzwischen auch die Legislative reagiert und einen Handlungsrahmen vorgegeben, 
den die kommunale Familie auszufüllen hat. 
 
Der Landkreis und die teilnehmenden Kommunen haben sich dieser Aufgabe frühzeitig bewusst 
und systematisch angenommen. Interkommunale Projekte in den Bereichen Geodateninfrastruktur, 
Cybersicherheit und Onlinezugangsgesetz haben die gemeinsame Basis dafür geschaffen, dass die 
digitale Transformation nicht als schicksalhafte, äußere Einwirkung wahrgenommen wird, die durch 
Landkreis und Kommunen lediglich verwaltet wird, sondern vielmehr als Chance begriffen werden 
kann, die künftige Entwicklung aktiv zu gestalten und Umbruchprozesse als Diskussionsanlässe für 
Politik, Verwaltung, Zivilgesellschaft und Unternehmende im Landkreis zu begreifen.  
 
Aufbauend auf der etablierten, effektiven und erfolgreichen Zusammenarbeit in den genannten 
Einzelprojekten und in Anerkennung der Komplexität der kommenden Herausforderungen, sollen 
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die bisherigen gemeinsamen Aktivitäten in den Bereichen Geodateninfrastruktur, Cybersicherheit 
und Onlinezugangsgesetz in dem neuen Kompetenzcenter Kommunal Digital gebündelt werden, 
um Aspekte der allgemeinen Verwaltungsdigitalisierung, der Beratung und des Kompetenzaufbaus 
in allen Ebenen zu erweitern und sich gemeinsam auf den Weg zu der Vision einer „smart Region“ 
zu begeben. 
 
Eine wesentliche Fokussierung aller Aktivitäten besteht im vernetzten Aufbau von Kompetenzen bei 
allen Beteiligten sowie der Etablierung von Lösungen zur Wissenssicherung und -vermittlung ange-
sichts von Fachkräftemangel, hoher Fluktuation und Herausforderungen durch den demographisch 
bedingten Arbeitskräfteverlust in den kommunalen Verwaltungen.  
 
Das Kompetenzcenter Kommunal Digital schafft hierfür mit dem zentralen Kompetenzaufbau im 
Bereich der digitalen kommunalen Zusammenarbeit sowie dem beim Landkreis vernetzten und in-
terdisziplinären Arbeiten im Team des Kompetenzcenters den erforderlichen Rahmen und bietet in-
haltlich, über die bisherigen gemeinsamen Themen hinaus, auch Raum für weitere Angebote, um 
den kommunalen Herausforderungen auch in der Zukunft proaktiv begegnen zu können.  
 
Nach Vorstellung und Präsentation an der Bürgermeisterdienstversammlung vom 23.03.2022 
wurde am 25.03.2023 ein Interessenbekundungsverfahren mit allen kreisangehörigen Kommunen 
eingeleitet (Anschreiben siehe Anlage 1).  
 
Zum aktuellen Stand, liegen aus 19 Kommunen positive Rückmeldungen zur Teilnahme und finan-
ziellen Beteiligung am Kompetenzcenter vor. Darunter sind neben der Gemeinde Cölbe die Städte 
und Gemeinden Amöneburg, Angelburg, Bad Endbach, Biedenkopf, Breidenbach, Dautphetal, Ebs-
dorfergrund, Fronhausen, Gladenbach, Kirchhain, Lahntal, Lohra, Münchhausen, Neustadt (Hessen), 
Steffenberg, Weimar (Lahn), Wetter (Hessen) und Wohratal. 
 
Nähere Details zu den Aufgabenstellungen und den Beziehungen zwischen den teilnehmenden  
Kommunen sind der im Entwurf beigefügten öffentlich-rechtlichen Vereinbarung (Anlage 2) zu ent-
nehmen. 
 
Ziel und Gesamtkosten bei Projekten, Kostendeckungsgrad, Deckung: 
Die Finanzierung des Kompetenzcenters erfolgt durch Kostenerstattungen der teilnehmenden 
Städte und Gemeinden.  
 
Für das Projekt entstehen nach Eingliederung aller Aufgabenfelder ab dem Jahr 2024 voraussicht-
lich jährliche Kosten in Höhe von ca. 165.000 € (ca. 22.000 € Sachkosten und 129.000 € Personal-
kosten). Von diesen ist ab dem 01.01.2024 eine jährliche Kostenpauschale in Höhe von 1,14 / 1,22 € 
je Einwohner*in zu tragen. Rückwirkend ab dem 01.08.2022 wird eine Jahrespauschale von 0,65 € je 
Einwohner*in für 5 Monate erhoben. Ab dem 01.08.2023 erhöht sich die Pauschale auf 0,94 € je 
Einwohner*in (Eingliederung Vereinbarung OZG-Umsetzung).  
 
Die bisher von der Gemeinde Cölbe gezahlten laufenden Kosten für die Teilnahme an den IKZ Cy-
bersicherheit, Geodateninfrastruktur (GDI) und Modellkommune Online-Zugangsgesetz entfallen 
zukünftig.  
 
Maßnahme wurde auf Förderfähigkeit geprüft: 
Eine IKZ-Förderung durch das Land Hessen ist derzeit noch in Prüfung. 
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Anlagen: 
1. 2022-03-25_Anschreiben_Interessensbekundung zur Vorlage 300/2023 KT 
2. 2023-04-14_KommunalDigital_ÖRV zur Vorlage 300/2023 KT 
 
Beteiligte: 
Bürgermeister 
Abteilung II – Hauptamt 
Landkreis Marburg-Biedenkopf 
 



 

 DER KREISAUSSCHUSS          
 Landkreis Marburg-Biedenkopf    35034 Marburg  

 

 Servicezeiten: 
Montag bis Freitag 
8.00 – 14.00 Uhr 
und nach Vereinbarung 

 Dienstgebäude: 
Im Lichtenholz 60 
35043 Marburg-Cappel 
Fax: 06421 405-1500 

 Buslinien: 
Linie 2, 3 und 13 (H Schubertstraße) 
Linie 6 und Bus MR-80 (H Kreishaus) 

 Bankverbindungen: 
Sparkasse Marburg-Biedenkopf | Konto-Nr.: 19 | BLZ: 533 500 00 
IBAN für Konto 19: DE08 5335 0000 0000 0000 19 
SWIFT-BIC.: HELADEF1MAR 

 E-Mail: landkreis@marburg-biedenkopf.de | Internet: www.marburg-biedenkopf.de | Umsatzsteuer-ID: DE 112 591 630 | Gläubiger-ID: DE76ZZZ00000006458 
 

 
  
 
 
Bitte um Interessensbekundung bezüglich der Bündelung und Erweiterung der 
verschiedenen IKZ im Bereich der Digitalisierung (Einrichtung eines Kompetenzcenters 
kommunal digital) 
 
Sehr geehrte Frau Schnabel, 
sehr geehrte Herren, 
 
bezugnehmend auf TOP 4 der Bürgermeisterdienstversammlung vom 23.03.2022 
(Sachstandsbericht zur IKZ Online-Zugangsgesetz sowie Strategievorstellung Kompetenzcenter 
kommunal digital) möchten wir Ihnen nochmals die wichtigsten Informationen zusammenfassen und 
um eine Interessensbekundung Ihrerseits bitten: 
 

• Entstanden sind die vorgestellten Überlegungen auf der Basis des positiven Feedbacks zur 
IKZ Cybersicherheit und dem aus dem Kreis der beteiligten Kommunen geäußerten Wunsch 
dieses Angebot, nach dem Projektende im Juli 2022 zu verstetigen. Ein zweiter Faktor dabei 
war der geäußerte Wunsch (im Rahmen der OZG-Workshops und zuvor in BGM-DV), die 
vorhandene IKZ OZG mit einer technischen Unterstützung im Bereich der OZG-Umsetzung 
zu ergänzen, um die hohen Fortbildungskosten aufzuteilen, angepasste und erstellte 
Prozesse in mehreren Kommunen zu nutzen und somit die Kommunen bei der OZG-
Umsetzung zu entlasten. (Auflistung der vorhandenen IKZ-Projekte siehe Präsentation Folie 
12 & 13) 

• Um hier eine langfristige und ganzheitliche Unterstützung den Kommunen anbieten zu 
können, entstand die Überlegung, die vorhandenen erfolgreichen IKZ Projekte und 
Angebote zu bündeln, eine Verstetigung der auslaufenden IKZ Cybersicherheit zu 
gewährleisten und die Themen zu erweitern. Der Landkreis als Digital-Dienstleister. 
(Auflistung der Ziele siehe Präsentation Folie 15) 

• Neben den Vorbereitungen auf der Landkreisseite (Umstrukturierungen innerhalb des 
zuständigen Fachdienstes, fließender Übergang in eine einheitliche Öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung, …) ist ebenfalls die Finanzierung von zusätzlichen 1 ½ Personalressourcen 
einzuplanen. Aufgrund der gesetzlichen Frist zur OZG-Umsetzung halten wir eine Vollzeit-
Stelle für die IKZ zur technischen OZG-Unterstützung für zielführend während bei der 
Verstetigung der IKZ Cybersicherheit eine halbe Stelle eingeplant wurde, um die zentralen 

 Fachbereich: Stabsstelle Dezernatsbüro der Landrätin  ...................................................................................................... 
 Fachdienst: Digitale Dienste und Open Government  ...................................................................................................... 
 Ansprechpartner/in: Philipp Stöhr (FDL)  ...................................................................................................... 
 Zimmer: E 007  ...................................................................................................... 
 Telefon: 06421 405-1736  ...................................................................................................... 
 Fax:   ...................................................................................................... 
 Vermittlung: 06421 405-0  ...................................................................................................... 
 E-Mail: StoehrP@marburg-biedenkopf.de  ...................................................................................................... 
 BLR-13.5@marburg-biedenkopf.de  ...................................................................................................... 
 Unser Zeichen:   ...................................................................................................... 
 (bitte bei Antwort angeben) 
 

 
Frau Bürgermeisterin Schnabel, 
Herren Bürgermeister der  
Städte und Gemeinden 
im Landkreis Marburg-Biedenkopf 
 
Herrn Oberbürgermeister der 
Universitätsstadt Marburg 
35035 Marburg 
(nur per E-Mail) 
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Leistungen zu verstetigen. Beide Stellen sind, auch unabhängig vom vorgestellten 
„Kompetenzcenter kommunal digital“ notwendig, um die bereits vorhandene kommunale 
Unterstützung weiter zu gewährleisten und zu verbessern. (Fahrplan und Ressourcen siehe 
Präsentation Folie 14) 

 
 
Eine erste finanzielle Kalkulation der Kosten pro teilnehmender Kommune am Kompetenzcenter 
kommunal digital beläuft sich auf 1,22 € p. Einwohner/in p.J. bei der Teilnahme von allen 
Kommunen (im Vergleich die Teilnahme von 15 Kommunen 1,70 €). Dabei betrachtet werden muss 
der Wegfall der laufenden Kosten für die Teilnahme an den IKZ Cybersicherheit, 
Geodateninfrastruktur (GDI), Modellkommune Online-Zugangsgesetz sowie Wegfall der 
Landesförderung für der IKZ Cybersicherheit.  
 
Zusätzlich laufen noch Gespräche mit dem hessischen Kompetenzzentrum für Interkommunale 
Zusammenarbeit bezüglich einer Fördermöglichkeit des Bündelungsprozesses sowie der 
anschließenden Zusammenarbeit (nach unserer Erfahrung nur in Kombination mit der Bündelung 
und Themenerweiterung). 
 
Für die weitere Planung und Vorbereitung (insbesondere wegen der gesetzl. Frist für die OZG-
Umsetzung) bitten wir um Ihre Interessensbekundung bzgl. der Teilnahme am 
„Kompetenzcenter kommunal digital bis zum 08.04.2022 gerne per E-Mail (BLR-
13.5@marburg-biedenkopf.de) oder per Post. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen         
 
 
Ralf Laumer 
Stabsstellenleitung Dezernatsbüro der Landrätin  

mailto:BLR-13.5@marburg-biedenkopf.de
mailto:BLR-13.5@marburg-biedenkopf.de
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
betreffend Kompetenzcenter Kommunal Digital  

 
zwischen 

 
dem Landkreis Marburg-Biedenkopf, vertreten durch den Kreisausschuss, Im Lichtenholz 60, 
35043 Marburg 
 
- nachstehend „Landkreis“ genannt - 
 

und 
 
den kreisangehörigen Städten und Gemeinden Amöneburg, Angelburg, Bad Endbach, Bie-
denkopf, Breidenbach, Cölbe, Dautphetal, Ebsdorfergrund, Fronhausen, Gladenbach, Kirch-
hain, Lahntal, Lohra, Münchhausen, Neustadt (Hessen), Steffenberg, Weimar (Lahn), Wetter 
(Hessen), Wohratal, jeweils vertreten durch den Magistrat bzw. Gemeindevorstand 

 
- nachstehend „Kommunen“ bzw. „Kommune“ genannt - 

 
 
Gemäß § 24 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) vom 
16. Dezember 1969 (GVBL I. S. 307), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
11.12.2019 (GVBI S. 416). 
 

 
Präambel 

 
Die digitale Transformation ist einer der prägenden Veränderungsprozesse unserer Zeit. Der 
umfassende Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologie, die steigende globale 
Vernetzung sowie der scheinbar unbegrenzte Datenverkehr haben zu einer allgegenwärtigen 
Verfügbarkeit von Informationen und Services geführt. Anwendungen im Bereich der künstli-
chen Intelligenz sowie stetig wachsende Bedrohungen aus der digitalen Welt werden das Ent-
wicklungstempo in den kommenden Jahren eher noch verstärken, als dass ein Ende der Um-
bruchsprozesse in Sicht wäre. Mit Gesetzen wie z.B. dem Onlinezugangsgesetz (OZG), der 
europäischen Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO), dem hessischen Datenschutz- und 
Informationsfreiheitsgesetz (HDSIG), dem geplanten hessischen IT-Sicherheitsgesetz (HIT-
SiG) oder dem Hessischen Open Data Gesetz (HODaG) hat inzwischen auch die Legislative 
reagiert und einen Handlungsrahmen vorgegeben, den die kommunale Familie auszufüllen 
hat. 
 
Neben den technologischen Herausforderungen wirft die digitale Transformation auch Fragen 
auf, die Vernetzung, breiten Kompetenzaufbau und neue gesellschaftliche Diskurse über The-
men wie beispielsweise die Auswirkungen von algorithmischen Entscheidungsprozessen auf 
die Verantwortungsverlagerung bei Mensch-Maschine-Interaktionen, den Schutz der Persön-
lichkeitsrechte, die Sicherstellung der Zugänglichkeit für alle gesellschaftlichen Gruppen, die 
Folgen verkürzter Kommunikation und populistischer Meinungsbildung in sozialen Netzwerken 
und die Auswirkungen unbegrenzter Speicherdauer und Verknüpfung von Informationen er-
fordern. 
 
Daher sind Kompetenzen, verlässliche und performante Angebote sowie ein zielgerichteter 
Umgang mit den Potenzialen der Digitalisierung inzwischen ein ausschlaggebender Faktor für 
die Zukunftsfähigkeit von Kommunen und Regionen, auch in der Positionierung im nationalen 
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und internationalen Standortwettbewerb. Der Landkreis und die teilnehmenden Kommunen 
haben sich dieser Aufgabe frühzeitig bewusst und systematisch angenommen. Interkommu-
nale Projekte in den Bereichen Geodateninfrastruktur, Cybersicherheit und Onlinezugangsge-
setz haben die gemeinsame Basis dafür geschaffen, dass die digitale Transformation nicht als 
schicksalhafte, äußere Einwirkung wahrgenommen wird, die durch Landkreis und Kommunen 
lediglich verwaltet wird, sondern vielmehr als Chance begriffen werden kann, die künftige Ent-
wicklung aktiv zu gestalten und Umbruchprozesse als Diskussionsanlässe für Politik, Verwal-
tung, Zivilgesellschaft und Unternehmende im Landkreis zu begreifen. 
 
Aufbauend auf der etablierten, effektiven und erfolgreichen Zusammenarbeit in den genannten 
Einzelprojekten haben sich die Kommunen und der Landkreis in Anerkennung der Komplexität 
der kommenden Herausforderungen dazu entschlossen, die bisherigen gemeinsamen Aktivi-
täten in den Bereichen Geodateninfrastruktur, Cybersicherheit und Onlinezugangsgesetz in 
dem neuen Kompetenzcenter Kommunal Digital zu bündeln, sie um Aspekte der allgemeinen 
Verwaltungsdigitalisierung, der Beratung und des Kompetenzaufbaus in allen Ebenen zu er-
weitern, um sich gemeinsam auf den Weg zu der Vision einer „smart Region“ zu begeben. 
 

 
 

§ 1 Zielsetzungen 
 
Die Kommunen und der Landkreis verfolgen das Ziel einer nachhaltigen und zukunftsweisen-
den Digitalisierung, die sach- und werteorientiert mit einem klaren Fokus auf die Bedürfnisse 
der Nutzenden hinsichtlich der Zugänglichkeit, Benutzbarkeit, Verlässlichkeit und Sicherheit 
der Lösungen aktiv vorangetrieben und gestaltet wird. Adressat*innen der Projekte und Maß-
nahmen im Kompetenzcenter Kommunal Digital sind damit gleichsam die Bürger*innen wie 
auch die Mitarbeitenden im politisch-administrativen System in ausdrücklicher Anerkennung 
der Vielfalt ihrer Fähigkeiten, Interessen und individuellen Bedürfnisse.  
Eine wesentliche Fokussierung aller Aktivitäten besteht daher in dem vernetzten Aufbau von 
Kompetenzen bei allen Beteiligten sowie der Etablierung von Lösungen zur Wissenssicherung 
und -Vermittlung angesichts von Fachkräftemangel, hoher Fluktuation und Herausforderungen 
durch den demographisch bedingten Arbeitskräfteverlust in den kommunalen Verwaltungen.  
Die Geschwindigkeit und Komplexität der digitalen Transformation erfordert es, proaktiv und 
gestaltend auf diese Entwicklung einzuwirken und ergänzend zu konventionellen, regelbasier-
ten Verfahrensweisen eine ergebnisorientierte und flexible Projektarbeit zu etablieren, die sich 
zudem für die Potenziale und Fähigkeiten von bereichs- und ebenen-übergreifenden Koope-
rationen öffnet, um die Entwicklung im Landkreis Marburg-Biedenkopf gemeinsam zu gestal-
ten und bedarfsgerechte Lösungen zu entwickeln. 
Durch die Zusammenführung, Verstetigung und Bündelung erfolgreicher Projekte interkom-
munaler Zusammenarbeit werden zudem Synergien genutzt, neue Impulse gesetzt mit dem 
Ziel, Vereinfachungen in der Organisations- und Ablaufstruktur zu erreichen, um damit die In-
anspruchnahme der Mitarbeitenden bei Kommunen und Landkreis effektiver zu gestalten. 
 
Das Kompetenzcenter Kommunal Digital schafft hierfür mit dem zentralen Kompetenzaufbau 
im Bereich der digitalen kommunalen Zusammenarbeit sowie dem beim Landkreis vernetzten 
und interdisziplinären Arbeiten im Team des Kompetenzcenters an den Themenbereichen Di-
gitalisierung, Cybersicherheit, Geodateninfrastruktur und Smart Region den erforderlichen 
Rahmen und bietet inhaltlich, über die bisherigen gemeinsamen Themen hinaus, auch Raum 
für weitere Angebote, um den kommunalen Herausforderungen auch in der Zukunft proaktiv 
begegnen zu können. 
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§ 2 Leistungsumfang des Kompetenzcenter Kommunal Digital 
 

Zusammenarbeit  
• Vernetzung und Förderung des Austauschs untereinander 
• Aufbau eines Netzwerks von lokalen Fachexpert*innen 
• Kooperation und Vernetzung auf und mit Landkreis- und Landesebene 
• Bildung von Interessengemeinschaften 
• Erstellen, Administrieren und Pflegen von Kommunikationsstrukturen und Plattfor-

men, wie z.B. der gemeinsamen E-Learning-Plattform, dem Geodatenserver und dem 
Webclient zur Bauleitplanung. 
 

Beratung, Information, Dokumentation 
• Beratung auf strategischer sowie operativer Ebene 
• Entscheidungshilfe und Beratung der Kommunen bei der Umsetzungsstrategie und 

Wahl der technischen Lösung 
• Informationsaufbereitung und Weitergabe von Informationen 
• Dokumentation und Begleitung von Maßnahmen  
• Unterstützung bei der Erstellung von Leitlinien, Anweisungen, Vereinbarungen und 

weiteren Dokumentationen 
• Vorbereitungen von zentralen Empfehlungen sowie Unterstützung bei der Umsetzung  

 
Netzwerkarbeit und Vertretung 

• Mitarbeit und Vertretung in fachspezifischen Netzwerken, Arbeitsgruppen und Gre-
mien, bspw. dem CDO-Forum, dem Arbeitskreis Digitalisierung des HLT, dem AK 
Kommunale Cybersicherheit des Hessen3C 

• Berichterstattung und beratende Teilnahme in kommunalen Gremiensitzungen 
 
Umsetzung 

• Organisation von Arbeitskreisen, Workshops, Produktpräsentationen, etc. 
• Gemeinsame Beschaffungen/Ausschreibungen zum Erzielen von Synergien und Ra-

batten, sofern der Anforderungskatalog vom kommunalen Gebietsrechenzentrum 
nicht abgebildet werden kann.  

• Zentraler Betrieb von Softwarelösungen (Bspw. Vernetzungsplattform, …) 
• Einsparung von Kosten und Ressourcen, z. B. durch Nutzung des gemeinsamen 

Know-hows und der Prüfung der Zusammenführung von Anwendungen oder techni-
scher Infrastruktur  

• Erstellen und Durchführen von Schulungen und E-Learnings 
• Bündelung von Qualifizierungs- und Befähigungsangeboten 
• Koordination / Durchführung von Maßnahmen mit Synergieeffekten 

 
Für den Leistungsumfang gilt, dass dieser sich mit dem jeweiligen Aufwand im machbaren 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Ressourcen der Zusammenarbeit sowie derer Betei-
ligten bewegt. 
 

 
§ 3 Grundsätze der Zusammenarbeit und Aufgaben der Vertragsparteien  

 
(1) Die Federführung für das Kompetenzcenter Kommunal Digital liegt beim Landkreis Mar-

burg-Biedenkopf. 
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(2) Die Vertragsparteien arbeiten aktiv an Veranstaltungen, Arbeitskreisen und Treffen sowie 

bei der Nutzung der Angebote mit und stellen die notwendige Einplanung und Bereitstel-
lung von personellen und finanziellen Ressourcen für eine angemessene Beteiligung an 
der Zusammenarbeit sicher. 
 

(3) Alle Vereinbarungspartner werden sich bei der Umsetzung der Projekte eng abstimmen. 
Dies umfasst insbesondere die Bereitstellung von Daten und Informationen für die Pro-
jekte, die Prüfung von Schnittstellen und die Regelung übergreifender Fragestellungen. 
 

(4) Die Vertragsparteien vereinbaren regelmäßige Kooperationstreffen, die im Rahmen der 
Zusammenarbeit organisiert werden. Ziel sind der Informationsaustausch und die Erarbei-
tung von Absprachen über grundsätzliche Angelegenheiten. 

 
(5) Teilnehmende Kommunen benennen gegenüber dem Landkreis mindestens eine An-

sprechperson in ihrer Verwaltung für die Bereiche Informationssicherheit, Digitalisierung, 
Geodateninfrastruktur sowie Smart Region. 

 
(6) Die Kosten dieser Personalmaßnahmen, inklusive aller Nebenkosten, werden zunächst 

vom Landkreis übernommen. Die teilnehmenden Kommunen beteiligen sich mit einer 
Kostenpauschale nach § 5 dieser Vereinbarung. 

 
(7) Die Leistungen gem. § 2 dieser Vereinbarung werden sowohl in Räumlichkeiten der Kreis-

verwaltung, in digitaler Form oder auf Anfrage vor Ort in den teilnehmenden Kommunen 
während der geschäftsüblichen Zeiten nach den Regelungen des Landkreises über die 
flexible Arbeitszeit erbracht. In Ausnahmefällen und nach vorheriger Absprache kann von 
den geschäftsüblichen Zeiten abgewichen werden um bspw. die Teilnahme an abendli-
chen Gremienterminen zu ermöglichen. 
 

 
 

§ 4 Optionale Aufgabenwahrnehmung 
 

Landkreis und Kommunen behalten sich vor, weitere Aufgaben aus dem Themengebiet der 
Digitalisierung in die Zusammenarbeit aufzunehmen, die sich als unterstützend bzw. syner-
gie-nutzend herausstellen und im Rahmen der zur Verfügung stehenden Ressourcen der Zu-
sammenarbeit sowie derer Beteiligten bewegen. 
 
 

§ 5 Kostenbeteiligung 
 
(1) Die teilnehmenden Kommunen beteiligen sich jeweils mit einer jährlichen Kostenpau-

schale. Diese wird je nach Eingliederung der jeweiligen bestehenden Zusammenarbeiten 
gestaffelt. 

 
Rückwirkend ab dem 01.08.2022 beteiligen sich die Kommunen mit einer Jahrespau-
schale von 0,65 € je Einwohner*in, die für die Zeit vom 01.08. bis 31.12.2022 anteilig zu 
fünf Zwölfteln erhoben wird und bis zum 30.06.2023 zu zahlen ist. 
 
Ab dem 01.08.2023 (Eingliederung Vereinbarung OZG-Unterstützung) beteiligen sich die 
Kommunen mit einer Jahrespauschale von 0,94 € je Einwohner*in, die bis zum 
30.09.2023 zu zahlen ist. 
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Ab dem 01.01.2024 (Eingliederung Vereinbarung GDI) beteiligen sich die Kommunen mit 
einer Jahrespauschale von 1,14 € je Einwohner*in, die bis jeweils zum 30.09. eines Jahres 
zu zahlen ist. 

 
Bemessungsgrundlage ist hierbei der Bevölkerungsstand vom 30.06.2022 in den Städten 
und Gemeinden gemäß der Veröffentlichung des statistischen Landesamts. 

 
(2) Die Kostenpauschale sind an den Landkreis zu zahlen (Verwendungszweck: Kompetenz-

center Kommunal Digital | Sparkasse Marburg-Biedenkopf | Konto-Nr.: 19 | BLZ: 533 500 
00 | IBAN für Konto 19: DE08 5335 0000 0000 0000 19 | SWIFT-BIC.: HELADEF1MAR). 

 
(3) Eine Änderung der Kostenpauschale kann durch äußere Einflüsse, vor allem aber im Fall 

einer Förderung gem. § 6, begründet oder notwendig sein. 
 

(4) Sollte der Landkreis Marburg-Biedenkopf für die Übernahme der Aufgaben nach §§ 2 - 4 
dieser Vereinbarung zur Körperschaft-, Gewerbe- oder Umsatzsteuer herangezogen wer-
den, sind diese Steuern zusätzlich zu den genannten Entgelten von den Vereinbarungs-
partnern zu tragen. Nach aktueller Rechtslage unterliegt interkommunale Zusammenar-
beit auf öffentlich-rechtlicher Grundlage auch zukünftig grundsätzlich nicht der Umsatz-
steuer, wenn größere Wettbewerbsverzerrungen ausbleiben. 

 
(5) Tariferhöhungen werden im Wege des Umlageverfahrens analog der festgelegten 

Kostenverteilung aus § 5 Absatz 1 dieser Vereinbarung an die Vereinbarungspartner 
weitergegeben, so dass sich die genannten Kosten im Zuge der Geltungsdauer dieser 
Vereinbarung erhöhen können. 
 

 
§ 6 Förderung 

 
Für die interkommunale Zusammenarbeit nach dieser Vereinbarung werden beim Hessischen 
Ministerium des Innern und für Sport Fördermittel beantragt. Sofern die Bewilligung einer IKZ-
Förderung erfolgt, reduziert dies die in § 5 genannten Gesamtkosten der IKZ. Entsprechendes 
gilt für Förderungen von anderen Fördermittelgebern. 
 
 

§ 7 Inkrafttreten, Laufzeit, Kündigung und Vertragsanpassungen 
 

(1) Diese Vereinbarung tritt rückwirkend zum 01.08.2022 in Kraft und hat eine Laufzeit von 
fünf Jahren. Sie verlängert sich jeweils um ein Jahr, sofern sie nicht spätestens sechs 
Monate vor ihrem Auslaufen von einer der Vertragsparteien gekündigt wird. 
 

(2) Ein nachträglicher Beitritt zu dieser Vereinbarung durch weitere kreisangehörige Kommu-
nen ist während der Laufzeit möglich und bedarf der Zustimmung des Landkreises. 

 
(3) Die Vereinbarung kann aus einem wichtigen Grund jederzeit gekündigt werden. Die Kün-

digung bedarf der Schriftform. Ein wichtiger Grund ist insbesondere dann gegeben, wenn 
ein Vereinbarungspartner gegen eine der in dieser Vereinbarung getroffenen Abreden in 
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erheblichem Maß oder wiederholt verstößt und den übrigen Vereinbarungspartnern, ins-
besondere dem Landkreis, ein Festhalten an dem Vertrag nicht mehr zumutbar ist.  

 
(4) Vertragsanpassungen sind im Rahmen von Nachverhandlungen möglich, wenn sich wich-

tige Rahmenbedingungen verändern. Eine Ausnahme bildet hier der nachträgliche Beitritt 
einer Kommune gem. § 7 Abs. 2 dieser Vereinbarung, der nur der Zustimmung durch den 
Landkreis bedarf. 

 
 

§ 8 Datenschutz 
 

(1) Das Speichern, Nutzen und Übermitteln personenbezogener Daten der Vereinbarungs-
partner durch den Landkreis ist nur in dem Umfang zulässig, wie die Daten zur Erfüllung 
der in dieser Vereinbarung normierten Aufgaben erforderlich sind. 
 

(2) Die in der Kreisverwaltung mit der Bearbeitung dieser Daten befassten Mitarbeitenden 
sind Dritten gegenüber zur Geheimhaltung der Daten verpflichtet. Dies gilt nicht in Bezug 
auf die Übermittlung der Daten an die Mitarbeitenden der zuständigen Organisationsein-
heiten der Vereinbarungspartner. 

 
(3) Die Vorschriften der EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) sowie dem Hessischen 

Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetz (HDSIG) werden von allen Vereinbarungs-
partnern beachtet. 

 
 

§ 9 Salvatorische Klausel, Änderungen, Gerichtsstand 
 

(1) Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein, im 
Nachhinein für unwirksam erklärt werden, undurchführbar sein oder sollte sich in der 
Vereinbarung eine Lücke herausstellen, so ist dadurch nicht die Wirksamkeit der Verein-
barung im Übrigen berührt. 

 
(2) Der Landkreis Marburg-Biedenkopf und die Vereinbarungspartner nehmen in diesem 

Fall unverzüglich Verhandlungen auf, um eine neue Regelung zu vereinbaren, die der 
unwirksamen Bestimmung in ihrem Regelungsgehalt möglichst nahekommt. 
 

(3) Änderungen oder Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform und der 
Unterzeichnung durch alle Vertragspartner. Wichtige Gründe sind insbesondere gesetzli-
che Änderungen oder Weisungen vorgesetzter Behörden. Eine Ausnahme bildet hierbei 
der nachträgliche Beitritt einer Kommune gem. § 7 Abs. 2 dieser Vereinbarung.  

 
(4) Gerichtsstand für Rechtsstreitigkeiten aus diesem Vertrag ist Marburg. 
 
 
 
Für den Kreisausschuss des  
Landkreises Marburg-Biedenkopf   Ort/Datum: ……………………... 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Jens Womelsdorf     Marian Zachow 
Landrat      Erster Kreisbeigeordneter 
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Für den Magistrat der  
Stadt Amöneburg     Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
 
Für den Gemeindevorstand der  
Gemeinde Angelburg    Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
 
 
Für den Gemeindevorstand der  
Gemeinde Bad Endbach    Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
 
 
Für den Magistrat der  
Stadt Biedenkopf     Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
 
 
Für den Gemeindevorstand der  
Gemeinde Breidenbach    Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
 
 
Für den Gemeindevorstand der  
Gemeinde Cölbe     Ort, Datum: …………………….. 
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……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
 
Für den Gemeindevorstand der  
Gemeinde Dautphetal    Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
 
 
Für den Gemeindevorstand der  
Gemeinde Ebsdorfergrund    Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
 
 
Für den Gemeindevorstand der  
Gemeinde Fronhausen    Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
 
 
Für den Magistrat der  
Stadt Gladenbach     Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
  
 
Für den Magistrat der  
Stadt Kirchhain     Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 

 



Öffentlich-rechtliche Vereinbarung Kompetenzcenter Kommunal Digital 
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Für den Gemeindevorstand der  
Gemeinde Lahntal     Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 

 
 
Für den Gemeindevorstand der  
Gemeinde Lohra     Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 

 
 
Für den Gemeindevorstand der  
Gemeinde Münchhausen    Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
 
 
 
Für den Magistrat der  
Stadt Neustadt (Hessen)    Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
 
Für den Gemeindevorstand der  
Gemeinde Steffenberg    Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
 
 
Für den Gemeindevorstand der  
Gemeinde Weimar (Lahn)    Ort, Datum: …………………….. 
 



Öffentlich-rechtliche Vereinbarung Kompetenzcenter Kommunal Digital 
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……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
 
 
Für den Magistrat der  
Stadt Wetter (Hessen)    Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 
 
     
 
 
Für den Gemeindevorstand der  
Gemeinde Wohratal     Ort, Datum: …………………….. 
 
 
……………………………………   …………………………………… 
Name:       Name: 
Amtsbezeichnung:     Amtsbezeichnung: 



 
 

 
 

Cölbe, den 28.06.2023 
Fachbereich: Büro des Bürgermeisters 
Verfasser: Dr. Jens Ried 
Sachbearbeiter: Thomas Wagner 
DSNR: XII-2023-0536 

 

Beschlussvorlage 
 
Umbau und Teilneubau des Feuerwehrgerätehauses Schönstadt am derzeitigen Standort. 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Gemeindevorstand 05.07.2023 beschließend 
Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, Mobilität und 
Naturschutz 

10.07.2023 vorberatend 

Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.07.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung 20.07.2023 beschließend 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt, den Ergebnissen aus der Machbarkeitsstudie zu den notwendi-
gen baulichen Veränderungen am Feuerwehrgerätehaus Schönstadt und den daraus abgeleiteten, 
dieser Beschlussvorlage beigefügten Plänen entsprechend sowie nach Abwägung von alternativen 
Standorten und Lösungen 
 
1. die erforderlichen baulichen Maßnahmen als Um- und Teilneubau am derzeitigen Standort durch-
zuführen und 
 
2. für die Baumaßnahme zum Stichtag 01.09.2023 über die zuständige Stelle beim Landkreis eine 
Förderung gemäß der Brandschutzförderrichtlinie des Landes Hessen zu beantragen. 
 

 
Begründung: 
Der Technische Prüfdienst hat bei seiner letzten Begehung der Feuerwehrliegenschaften der Ge-
meinde Cölbe mit Bericht vom 20.06.2022 festgestellt, dass die Feuerwehrgerätehäuser Bürgeln, Red-
dehausen und Schönstadt in der bestehenden Form perspektivisch nicht weiter betrieben werden 
dürfen und bauliche Maßnahmen an allen drei Standorten unumgänglich und im Rahmen der Mög-
lichkeiten auch zeitnah anzugehen sind. Seitens der Oberen und Unteren Aufsichtsbehörden wurde 
die Gemeinde Cölbe verpflichtet, in jedem Quartal über den Fortgang bei der Erledigung der aus 
dem Bericht abgeleiteten Aufgaben zu berichten. Für die Standorte Bürgeln und Reddehausen sind 
Neubauten vorgesehen, da die jetzigen Standorte kein ausreichendes Entwicklungspotential bieten. 
Für Schönstadt hat die von der Gemeinde in Auftrag gegebene Machbarkeitsstudie ergeben, dass 
ein Umbau des jetzigen Feuerwehrgerätehauses kombiniert mit einem Teilneubau vor allem der 
Fahrzeughalle am aktuellen Standort möglich ist. Die Ergebnisse der Machbarkeitsstudie wurden al-
len Mandatsträger/innen zugänglich gemacht und am 13.09.2022 im Ortsbeirat Schönstadt gemein-
sam mit der Wehrführung und weiteren Feuerwehrleuten besprochen. Aus der anschließenden Dis-
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kussion ergaben sich keine Punkte, die eine Weiterverfolgung des Vorhabens im Sinne der Machbar-
keitsstudie entgegenstehen. 
In Rücksprache mit der Feuerwehr vor Ort, der Leitung der Feuerwehr, der Brandschutzaufsicht und 
dem beauftragten Fachbüro wurden daher beschluss- und antragsreife Pläne für das Vorhaben zur 
Einreichung bei den zuständigen Fördermittelstellen erarbeitet. Für den Förderantrag war seitens der 
Einsatzabteilung in Schönstadt eine hinreichende Anzahl verfügbarer und einsatztauglicher Atem-
schutzgeräteträger/innen nachzuweisen. Dieser Anforderung kann die Feuerwehr Schönstadt im lau-
fenden Jahr entsprechen, so dass der Nachweis den Anforderungen entsprechend möglich ist. 

Die ausgearbeiteten Pläne berücksichtigen alle Vorgaben aus der einschlägigen DIN-Vorschrift sowie 
aus den einschlägigen Spezialgesetzen und -verordnungen zum Feuerwehrwesen in Hessen und be-
finden sich im Übrigen in Übereinstimmung mit dem geltenden Bedarfs- und Entwicklungsplan der 
Feuerwehr der Gemeinde Cölbe gem. § 3 Abs. 1 Ziff. 1 des Hessischen Gesetzes über den Brand-
schutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz. Die vorgesehenen Räumlichkeiten und 
Stellplätze erfüllen auch absehbar alle Anforderungen an einen Feuerwehrstandort, da – wie in Bür-
geln und Reddehausen auch – zwei Stellplätze in ausreichender Größe für Einsatzfahrzeuge vorge-
sehen sind und damit sowohl zahlenmäßig als auch von den Abmessungen her alle erwartbaren 
Entwicklungen im Bereich der Einsatzfahrzeuge abgedeckt sind. 

Der besondere Handlungsbedarf hinsichtlich des Feuerwehrstandortes Schönstadt ergibt sich aus 
dem Zusammenhang von notwendiger Fahrzeugbeschaffung und nachzuweisendem DIN-gerechten 
Stellplatz. Das derzeitige Einsatzfahrzeug der Schönstädter Wehr ist 30 Jahre alt und steht zeitnah 
zum Ersatz an. Die Neubeschaffung eines Einsatzfahrzeuges dauert von der Bestellung bis zur Aus-
lieferung derzeit bis zu drei Jahre. Die Ausschreibung zur Anschaffung eines Einsatzfahrzeuges kann 
– sofern die Haushaltsmittel bereitgestellt werden, wie dies in der mit dem Haushalt 2023 von der 
Gemeindevertretung mitbeschlossenen mittelfristigen Finanzplanung für die Feuerwehr Schönstadt 
vorgesehen ist – erst erfolgen, wenn die baulichen Voraussetzungen für die DIN-gerechte Unterbrin-
gung geschaffen werden. Dafür genügt in der Regel, dass nach Vorlage der Baugenehmigung die 
notwendige Baumaßnahme nachweislich begonnen wurde. 

Die Gemeindevertretung hat in der Sitzung am 23.05.2023 mit dem Beschluss XII-2023-0502 den 
Gemeindevorstand beauftragt, alternative Standorte für einen Neubau zu prüfen und dies in der 
mündlichen Darstellung auf zwei Flächen hin konkretisiert. Die Eigentümer der genannten Flächen 
wurden seitens der Gemeinde angeschrieben, nachdem die grundsätzliche Geeignetheit der Stand-
orte (nicht der Grundstücke) seitens des Fachplaners geprüft wurde 

Hinsichtlich der Flurstücke 56/3 und 56/9 kommt ein Teilerwerb in Frage. Der Flächennutzungsplan 
ist für diese Grundstücke zu ändern, da sie derzeit als Sondergebiet für eine andere Nutzung ausge-
wiesen sind. Zudem muss für diesen Bereich ein Bebauungsplan aufgestellt werden. Eine weitere 
bauliche Entwicklung der Gesamtfläche ist derzeit nicht abzusehen, zumal im Rahmen des Kommu-
nalen Entwicklungskonzeptes (Aufnahme als Förderschwerpunkt vorausgesetzt) zunächst die Innen-
verdichtung weiter vorangetrieben werden muss. Der Eigentümer wurde seitens der Gemeinde ge-
beten, bis zu den Ausschusssitzungen seine grundsätzliche Veräußerungsbereitschaft (sofern gege-
ben) und seine Vorstellungen hinsichtlich des Ankaufspreises mitzuteilen. 

Hinsichtlich des Flurstücks 55/7 hat der Eigentümer mitgeteilt, dass eine Veräußerung seinerseits 
nicht in Betracht gezogen wird. Bei dieser Fläche wäre ohnehin zu bedenken, dass durch das Bauver-
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bot in einem 5 m breiten Streifen am Schwarzen Wasser entlang ein sanduhrförmiges bebauungsfä-
higes Grundstück mit einer Größe von 2.600 m² entstünde, das für eine Bebauung mit einem Feuer-
wehrgerätehaus im Zuschnitt ungünstig ist. Dies gilt vor allem hinsichtlich der Positionierung der 
Ausfahrt in Verbindung mit der Anordnung der vorzuhaltenden Stellplätze für die einrückenden Ein-
satzkräfte. Zudem ist die Fläche in der Überflutungsanalyse für den Ortsteil Schönstadt als Bereich 
von erhöhter Gefährdung für den Einstau von Wasser im Falle von Starkregenereignissen ermittelt 
worden. Dies ist mit den grundsätzlichen Einsatzbedürfnissen gerade bei solchen Ereignissen nicht 
kompatibel. 

Dieselben Einschränkungen gelten auch für die Fläche der Flurstücke 54/5, 54/8 und 54/10. Der Ei-
gentümer hat hierfür zwar Verkaufsbereitschaft signalisiert. Da die Gesamtfläche der drei Parzellen 
aber lediglich 766 m² beträgt – was für sich genommen schon zu wenig ist – verbliebe unter Berück-
sichtigung der genannten Beschränkungen eine bebaubare Fläche, die wesentlich zu klein ist. Dessen 
ungeachtet wurde mit dem Eigentümer seitens der Gemeinde ein Gespräch zu den grundsätzlichen 
Entwicklungsperspektiven der Fläche vereinbart, da bereits im Zuge der Aufstellung des Kommuna-
len Entwicklungskonzeptes an dieser Stelle Handlungsbedarf angemeldet wurde. 

Die vorgetragenen Bedenken hinsichtlich möglicher Auswirkungen eines Verbleibs der Feuerwehr 
Schönstadt an ihrem jetzigen Standort und der damit verbundenen baulichen Veränderungen für 
das Areal und die „Dorfmitte“ können aufgefangen werden. Eine Verdunkelung der Räume des Ju-
gendclubs in einem unzumutbaren Maße ist nicht zu erwarten, da der Abstand der geplanten Ge-
bäudekörper vom BGH ausreichend ist. Die Nutzung der Terrasse des BGH ist nicht eingeschränkt. 
Für die Fläche vor der Terrasse bleibt teilweise nutzbar. Sollte die Gesamtfläche aus plausiblen Grün-
den für einzelne Veranstaltungen zur Nutzung vorgesehen sein, kann dies durch rechtzeitige Ab-
sprache vorab im Einzelfall gewährleistet werden. Ein besonderes Gefährdungspotential für Besu-
cher/innen des Dorfladens durch einrückende Feuerwehrleute und ausrückende Einsatzfahrzeuge im 
Falle einer Alarmierung ist nicht erkennbar, da der Alarm durch hörbare akustische Signale bekannt 
gegeben wird und das Ein- und Ausrücken in der Regel in einem Zeitraum um fünf Minuten herum 
erfolgt. Diese kurze Zeitspanne sowie die Zahl der durchschnittlichen Alarmierungen pro Jahr erzeu-
gen keine besonderen Gefährdungen mit Blick auf den Dorfladen. Erweiterungspotential ist für den 
Feuerwehrstandort nach allen bisher bekannten und absehbaren Entwicklungen nicht notwendige, 
da das Feuerwehrgerätehaus nach Um- und Teilneubau ausriechende Kapazitäten auch für die Zu-
kunft zur Verfügung stellen wird. Im Falle einer Verlagerung des Standortes des Feuerwehrgeräte-
hauses ist die Nachnutzung des jetzigen Feuerwehrstandortes zudem vollkommen offen und mit 
unklaren finanziellen Belastungen und nicht konkretisierbarem Verwaltungsaufwand für die Ge-
meinde verbunden. 

Nach Einreichung der Unterlagen beim Landkreis gibt dieser das Vorhaben zur weiteren Begutach-
tung an die zuständige Stelle beim Land Hessen weiter. Nach Vorliegen eines Förderbescheides kön-
nen die nächsten Schritte unternommen werden. Da die derzeitige Rechtslage die Beauftragung ei-
nes Generalunternehmers außerhalb einer öffentlich-privaten Partnerschaft ausschließt, eine solche 
bei einem Um- und Teilneubau allerdings auch nicht in Betracht kommt, sind die Gewerke einzeln 
auszuschreiben und zu beauftragen. Es ist daher mit einer Bauzeit von zwei bis drei Jahren zu rech-
nen. 

Grundsätzlich ist darauf hinzuweisen, dass die Entscheidung, einen neuen Standort für die Feuerwehr 
Schönstadt zu suchen, zu beplanen und zu realisieren zu einer zeitlichen Verzögerung von bis zu 
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zwei Jahren führen würde. Allein die Aufstellung eines Bebauungsplanes nimmt einen Zeitraum von 
einem Jahr in Anspruch. Die Planungen und Überlegungen zum Um- und Teilneubau am jetzigen 
Standort werden bereits seit geraumer Zeit verfolgt und kommuniziert, wurden bei der Haushalts-
aufstellung für 2023 und dem entsprechenden Beschluss auch zur Ausarbeitung vorgesehen und die 
möglichen Alternativen sind mit Unwägbarkeiten, in jedem Falle aber mit deutlichen Verzögerungen 
im Ablauf verbunden, die wiederum zu Kostensteigerungen führen können. Insbesondere im Hinblick 
auf die beabsichtigte Beantragung einer Förderung durch das Land Hessen ist zu berücksichtigen, 
dass eine regelhafte Anpassung der Förderung an die Entwicklung der Baupreise nicht stattfindet, 
zumal gerade erst zum laufenden Jahr nach längerer Zeit eine Anpassung der Brandschutzförder-
richtlinie vorgenommen wurde. Vor diesem Hintergrund erscheint die Realisierung des Planes für 
den Um- und Teilneubau des Feuerwehrgerätehauses Schönstadt als sinnvollste, kosteneffizienteste 
und zeitökonomisch angemessene Lösung. 

 
 
Ziel und Gesamtkosten bei Projekten, Kostendeckungsgrad, Deckung: 
Ziel ist es, ein DIN-gerechtes und den gesetzlichen Vorgaben entsprechendes, zukunftsfähiges Feu-
erwehrgerätehaus am derzeitigen Standort in Schönstadt zu errichten. Die Gesamtkosten können je 
nach konkreter Ausgestaltung bis zu 3.000.000 € betragen. Es ist vorgesehen und abgesprochen, 
dass die Feuerwehr (und ggf. weitere ehrenamtliche Kräfte) die Umsetzung der Maßnahme mit Ei-
genleistungen v.a. im Bereich der Gestaltung der Außenanlage unterstützt, um den Kostenaufwand 
zu senken. 
 
Maßnahme wurde auf Förderfähigkeit geprüft: 
Es ist beabsichtigt und Teil des Beschlusses, Fördermittel gemäß Brandschutzförderrichtlinie des Lan-
des Hessen zu beantragen. 
 
Anlagen: 
Planunterlagen und Erläuterungsbericht zum Vorhaben 
 
Beteiligte: 
Bürgermeister, Abteilungen II, III, IV und VI, Wehrführung und Einsatzabteilung der Feuerwehr 
Schönstadt 
 



 

 

Erläuterungsbericht zum Antrag auf Gewährung einer Zuwendung für 

den erforderlichen Um- und Erweiterungsbau des 

Feuerwehrgerätehauses im Ortsteil Schönstadt 

 

Einleitung: 

Das vorhandene Feuerwehrhaus der Freiwilligen Feuerwehr Cölbe-Schönstadt am Standort 

„Am Bürgerhaus 9“ ist als nicht bedarfsgerecht anzusehen und kann die zukünftigen 

Anforderungen gemäß der aktuellen Bedarfs- und Entwicklungsplanung für die Freiwilligen 

Feuerwehren der Gemeinde Cölbe nicht mehr erfüllen. Es entspricht nicht den aktuellen 

Anforderungen der Unfallverhütungsvorschriften und dem aktuellen Stand der Technik. 

Aufgrund der engen Platzverhältnisse (bspw. Doppelbelegung der Einsatzspinde, schmale 

Laufwege, unzureichende Verkehrswegbreite bei dem vorhandenen Einsatzfahrzeug, fehlende 

Stellfläche) ist die Sicherheit für die Einsatzkräfte nicht mehr gewährleistet. Eine 

Abgasabsauganlage als technische Schutzmaßnahme nach TRGS 554 fehlt vollständig. 

Insbesondere die Möglichkeit zum Ablegen kontaminierter Einsatzkleidung und eine Wasch- 

und Duschmöglichkeit (Schwarz-/Weiß-Trennung) nach Feuerwehreinsätzen steht nicht zur 

Verfügung. Darüber hinaus sind keine bzw. nur unzureichende Lagerflächen zur Ver- und 

Entsorgung vorhanden, ein Alarmhof sowie eine Übungsfläche im Außenbereich sind nicht 

verfügbar. Die Anzahl der PKW-Stellplätze für die Einsatzkräfte im Alarmfall sind als nicht 

ausreichend zu bezeichnen. Äußerst problematisch zu bewerten ist auch der gegenwärtig 

vorhandene Stellplätze für das Einsatzfahrzeuge, welcher in Höhe, Breite und Tiefe zu gering 

dimensioniert und bereits in der Vergangenheit vom technischen Prüfdienst bemängelt 

wurden.  

Ein im August 2018 über den Kreisausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf gestellter 

Förderantrag zur Beschaffung eines Hilfeleistungslöschgruppenfahrzeugs (HLF 10), als 

Ersatzbeschaffung für das zum damaligen Zeitpunkt 25 Jahre alte Löschfahrzeug (LF 8), wurde 

mit Schreiben vom 19.10.2018 – bedingt durch den fehlenden normgerechten Stellplatz – 

zurückgegeben. 

Unter diesen Gesichtspunkten ist der hierfür notwendige Raumbedarf (Schulungsbereich, 

Umkleidebereich, Sanitärbereich, Stellplatz etc.) zu schaffen. 

 

Darstellung der Ausgangslage und des geplanten Bauvorhabens: 

Das derzeitige Feuerwehrhaus befindet sich im süd-östlichen Teil des ebenfalls mit einem 

Bürgerhaus bebauten Grundstücks „Am Bürgerhaus 7/9“,  

 

 



welches im Jahr 1970 in Massivbauweise als Garage errichtet und im Jahr 1986 mit einem 

Erweiterungsbau als Feuerwehrhaus versehen wurde. 

Feuerwehrhaus nach dem Erweiterungsbau:  

 

 

 

 



 

 

Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie wurden im Jahr 2021 Überlegungen angestellt, das 

bestehende Gerätehaus den erforderlichen Maßnahmen anzupassen. 

Von den beauftragten Fachplanern wurde daher empfohlen, den gesamten Gebäudekomplex 

am selben Standort umzubauen und zu erweitern, um damit ein den heutigen Anforderungen 

entsprechend bedarfsgerechtes und funktionales Feuerwehrgerätehaus nach DIN 14092 zu 

errichten. Durch leichte Hanglage des Grundstücks und die geplante Erweiterung in nördlicher 

Richtung erfolgt der Erweiterungsbau in zweigeschossiger Bauweise.  

 

Für den Neubau des Feuerwehrgerätehauses am jetzigen Standort „Am Bürgerhaus 9“ 

sprechen folgende Gründe: 

- Grundstück im Eigentum der Gemeinde Cölbe 

- Gerätehaus nach dem neusten technischen Standard möglich, zukunftsfähig durch 

modulare Systembauweise in teil- und vollmassiver Bauausführung 

- Realisierung des vorhandenen Raumprogramms  

- zeitlich belegbare gute Ausrücke- und Eingriffszeiten 

- positive Versorgungsbereichsanalyse 

- im Dorfmittelpunkt gelegen, damit im Bewusstsein der Bevölkerung und unmittelbar im 

direkten Wohnbereich der ehrenamtlichen Einsatzkräfte 

- ausreichend vorhandene Grundfläche für ein Feuerwehrgerätehaus mit normgerechten 

Stellplätzen, Alarm- und Übungshof sowie PKW-Stellplätzen für die Einsatzkräfte. 

 



Der in der v. g. Machbarkeitsstudie dargestellte Planungsentwurf eines neuen  

Feuerwehrhauses am Standort „Am Bürgerhaus 9“ erfolgte unter Ausnutzung sämtlicher zur 

Verfügung stehender Flächen, die unter Einhaltung von Abständen zu den 

Nachbargrundstücken und -gebäuden möglich ist.   

Entsprechend der aktuellen Planung, soll das bestehende Gebäude im Erdgeschoss um zwei 

Einstellplätze sowie einen Lager-, Heizungs-/Technik- und Werkstattraum erweitert werden. 

Der vorhandene Gebäudetrakt wird für die Unterbringung der Umkleide- und Sanitärräume 

sowie einer Schleuse und eines Trockenraumes umgebaut. In einem räumlich vom 

Feuerwehrhaus abgetrennten Bereich soll in dem ehemaligen Fahrzeugstand ein  

Feuerwehroldtimer untergestellt werden.  

Im Obergeschoss werden die Räumlichkeiten für den Schulungs-/Multifunktionsraum, 

Lehrmittel/Stuhllager, Abstellraum Jugendfeuerwehr, Büro für die örtlich technische 

Einsatzleitung, Teeküche und WC in einem neuen Obergeschoss untergebracht.   

Die Bodenplatte der neuen Fahrzeughalle mit den 2 Einstellplätzen soll aus geschliffenem 

Beton mit sehr robuster Oberfläche (z. B. für Kettenbereifung gem. Wetterlage) hergestellt 

werden.   Die Fassadenfront der Fahrzeugstände soll als transparente Glas-Stahl-Konstruktion 

mit Sektionaltoren ausgeführt werden. Die Pultdachkonstruktion besteht aus einem 

wärmegedämmten Stahltrapezblechdach, das die Aufnahme einer PV-Dachanlage 

ermöglichen soll.  

Zwischen den Fahrzeugständen und dem Umkleidebereich wird eine Schleuse zur „Schwarz-

Weiß Trennung“ vorgesehen. Im Erdgeschoss ist auch der Hauptzugang zum Gebäude 

vorgesehen.  Dieser kann von den Alarmparkplätzen durch einen direkten Zugang erreicht 

werden. Das Obergeschoss erhält zum direkten Erreichen der dort untergebrachten 

Räumlichkeiten einen Nebeneingang.   

Derzeitiger Gebäudebestand: 

 



geplanter Gebäudebestand: 

 

Die vorliegende Machbarkeitsstudie wurde von der Bautec GmbH, Hoorwaldstr. 77, 57299 

Burbach, unter Einhaltung und Beachtung der aktuellen gesetzlichen Bestimmungen, der DIN 

14092-1 Teil 1 Planungsgrundlagen für Feuerwehrhäuser, den GUV-Informationen „Sicherheit 

im Feuerwehrhaus“, dem abgestimmten Raumbedarf bzw. Raumprogramm gemäß 

Brandschutzförderrichtlinie vom 25. Februar 2020 (StAnz. S. 302), geändert durch Erlass vom 1. 

März 2023 (StAnz. S. 454) sowie dem aktuellen Bedarfs- und Entwicklungsplan vom Februar 

2016 der Gemeinde Cölbe aufgestellt. 

Entsprechend der aktuellen Kostenschätzung werden sich die Kosten für die Baumaßnahme 

auf voraussichtlich insgesamt 3.029.517,00 € brutto belaufen.  

 

 

 

 

 Cölbe, Juli 2023 

 

 

 

Dr. Jens Ried 

Bürgermeister  
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Cölbe, den 27.06.2023 

Fachbereich: Abteilung IV - Bau, Liegenschaften, Umwelt 
Sachbearbeiter: Regine Hassenpflug 
DSNR: XII-2023-0535 
Antragsteller: Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 

 

Antrag 
 
Aufsuchende Energieberatung 
(Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen) 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, Mobilität und 
Naturschutz 

10.07.2023 vorberatend 

Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.07.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung 20.07.2023 beschließend 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beauftragt den Gemeindevorstand, die von der LEA (LandesEnergieAgen-
tur) Hessen geförderte Kampagne „Aufsuchende Energieberatung“ für die Gemeinde Cölbe fortzu-
setzen. 
 

 
Begründung: 
Mit dem Förderangebot der hessischen Landesenergieagentur zur „Aufsuchenden Energieberatung“ 
können bis zu 100 Energieberatungen durchgeführt werden, die für die Gemeinde Cölbe und die 
Bürgerinnen und Bürger kostenlos sind. In der ersten Phase der Kampagne konnten in einem Zeit-
raum von 2 Monaten 32 Beratungen durchgeführt werden. Aufgrund der steigenden Probleme bei 
der Energie- und Wärmeversorgung sollte die Gemeinde Cölbe das Angebot der LEA wahrnehmen 
und die Bürgerinnen und Bürger zur Teilnahme motivieren.  
Eine Fortsetzung der Kampagne sollte vor dem Hintergrund der bereits vorliegenden Erfahrungen 
erfolgen und das Angebot eines Beraters nutzen, der sich bereit erklärt hat, seine Beratungen unter 
etwas geänderten Rahmenbedingungen durchzuführen. Der Gemeindevorstand kann zudem 
entscheiden, ob er die Beratungsangebote schwerpunktmäßig in der Kerngemeinde bewirbt oder ob 
eine weitere Ausdehnung auf die Ortsteile erfolgen sollte. 
 
Wir bitten um Vorabüberweisung an den KIMN-Ausschuss und an den HFW-Ausschuss. 
 
gez. 
Jürgen Bunde / Ute Hoppe        
(Fraktionsvorsitzende) 
 
Ziel und Gesamtkosten bei Projekten, Kostendeckungsgrad, Deckung: 
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Maßnahme wurde auf Förderfähigkeit geprüft: 
 
 
Anlagen: 
1. Antrag GRÜNE_Aufsuchende Energieberatung 2023     
 
Beteiligte: 
Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 
 





 
 

 
 

Cölbe, den 28.06.2023 

Fachbereich: Abteilung IV - Bau, Liegenschaften, Umwelt 
Sachbearbeiter: Martina Meß 
DSNR: XII-2023-0537 
Antragsteller: CDU-Fraktion 

 

Antrag 
 
Umstellung auf LED-Straßenbeleuchtung 
(Antrag der CDU-Fraktion) 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, Mobilität und 
Naturschutz 

10.07.2023 vorberatend 

Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.07.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung 20.07.2023 beschließend 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, noch im laufenden Jahr entsprechend den Haushaltsaus-
gaberesten aus 2022, Kostenstelle 14010199 “Allgemeine Kostenstelle Umwelt- und Klimaschutz”, 
verfügbaren Mittel umzuschichten bzw. zu verschieben, um die Umrüstung der Straßenbeleuchtung 
auf LED-Technik voranzutreiben. 
 

 
Begründung: 
Nach Vorstellung der Wirtschaftlichkeitsberechnung der Straßenbeleuchtung sollten wir umgehend 
in die Umsetzung gehen. Da noch erhebliche Mittel aus 2022 zur Verfügung stehen sollte hier um-
gehend mit der schnellen Umsetzung begonnen werden. 
 
Wir bitten um Vorabverweisung an die Ausschüsse KIMN und HFW. 
 

gez. Jörg Drescher, Fraktionsvorsitzender 
 
Ziel und Gesamtkosten bei Projekten, Kostendeckungsgrad, Deckung: 
 
 
Maßnahme wurde auf Förderfähigkeit geprüft: 
 
 
Anlagen: 
1. Antrag CDU_Umstellung auf LED-Straßenbeleuchtung     
 
Beteiligte: 
CDU-Fraktion 

 





 
 

 
 

Cölbe, den 07.03.2023 

Fachbereich: Büro des Bürgermeisters 
Sachbearbeiter: Dr. Jens Ried 
DSNR: XII-2023-0458 
Antragsteller: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

 

Antrag 
 
Gemeinwohlbericht und -bilanz für die Gemeinde Cölbe 
(Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen) 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Ausschuss für Soziales und Integration, Sport und Kultur 20.03.2023 vorberatend 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 22.03.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung 29.03.2023 beschließend 
Ausschuss für Soziales und Integration, Sport und Kultur 10.07.2023 vorberatend 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.07.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung 20.07.2023 beschließend 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beauftragt den Gemeindevorstand, den Prozess zur Erstellung einer Ge-
meinwohlbilanz für die Gemeinde Cölbe mit den folgenden zwei Schritten zu starten.  

1. Erstellung eines beispielhaften Gemeinwohlberichts für die Kindergärten als 
Verwaltungsbereich. 

2. Der Bericht wird der Gemeindevertretung vorgestellt. Bei positiver Bewertung dieser 
Maßnahme entscheidet die Gemeindevertretung anschließend über die Durchführung eines 
moderierten Prozesses zur Erarbeitung einer Gemeinwohlbilanz für weitere 
Tätigkeitsbereiche der Gemeindeverwaltung. 

 
Das Vorhaben ist förderfähig und es sollte geprüft werden, ob konkrete Fördermöglichkeiten über 
das Regionalmanagement Burgwald-Ederbergland genutzt werden können.  
 

 
Begründung: 
Die Gemeinde Cölbe hat in der Vergangenheit viele Projekte auf den Weg und umgesetzt, mit denen 
die soziale und ökologische Nachhaltigkeit in unserem Ort verbessert wurde. Darüber ist zu wenig 
berichtet worden. Auch die Aufstellung der jährlichen Haushaltspläne richtet sich in der politischen 
Diskussion zu einseitig auf rein wirtschaftliche Zahlen und Kennziffern.  So trifft der Haushalt keine 
Aussagen zum „Wohl“stand der Bürger:innen. Deswegen sollte eine Berichterstattung ergänzt wer-
den, mit der beispielsweise der Beitrag von politischen Beschlüssen auf die Lebensqualität, Mitbe-
stimmung, ökologische Nachhaltigkeit, Beitrag zur Daseinsvorsorge, Sinnstiftung der Arbeit oder die 
Teilhabe aller Bürger:innen gemessen werden kann. 
 
Eine solche Bestandsaufnahme unter Gemeinwohlaspekten bietet eine Reihe von Vorteilen im 
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gesellschaftlichen Miteinander: 
 

1. Mit der Bilanz kann die von der Verwaltung geleistete Arbeit besser nach außen getragen 
und gewürdigt werden. Diese Wertschätzung der eigenen Arbeit trägt zur besseren 
Identifikation der Mitarbeiter:innen mit der Gemeinde bei. Die Gemeinden, die bisher eine 
GW-Bilanz erstellt haben, berichten darüber hinaus überwiegend von erheblichen Vorteilen 
bei der Personalgewinnung. 

2. Die Gemeinde Cölbe kann ihr bisheriges Engagement in sozialen und ökologischen 
Nachhaltigkeitsprojekten als Vorbild für private Aktivitäten ihrer Bürger:innen vorstellen und 
motivierend wirken. 

3. Gleichzeitig präsentiert sich die Gemeinde Cölbe als treibende Kraft für 
gesellschaftspolitische Entwicklungen und als zukunftsweisender Lebens-, Wohn- und 
Wirtschaftsstandort. Mit dem Beschluss zur Erstellung einer gemeindlichen 
Gemeinwohlbilanz sind wir die erste Gemeinde in Hessen, die sich auf den Weg macht. 

4. Für uns Gemeindevertreter:innen bewirkt die Bilanz eine deutlich verbesserte Grundlage für 
unsere politischen Entscheidungen: 
- Welchen Beitrag besitzen unsere Beschlüsse auf soziale, ökologische und wirtschaftliche 

Kennziffern? 
- Wo stehen wir bei der Zielerreichung im Klima- und Umweltschutz? 
- Mit welchen Maßnahmen lassen sich am kostengünstigsten Verbesserungen in der 

Zielerreichung erzielen? 
 
Wir bitten um Vorabüberweisung an die Ausschüsse SISK und HFW. 
 
 
       
Jürgen Bunde / Ute Hoppe        
(Fraktionsvorsitzende) 
 
Ziel und Gesamtkosten bei Projekten, Kostendeckungsgrad, Deckung: 
 
 
Maßnahme wurde auf Förderfähigkeit geprüft: 
 
 
Anlagen: 
1. Antrag GRÜNE_Gemeinwohlbilanz Gemeinde Cölbe     
 
Beteiligte: 
Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 
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